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Ne neueſte Konferen;.

Die Staatsmänner der Alliierten in Aix-les-Bains.
Die Augen der Welt richten ſich wieder einmal zu

eine Zuſammenkunft der alliierten Staatsmänner, au
der wieder beraten werden ſoll, wie aus dem beſiegten

e Deutſchland das höchſte Maß von Vorteilen herausge-ſchunden werden kann. Jn dieſem Beſtreben ſind ſie ſch

einig. Nur über die beſte Methode dazu und wie
einzelne Land ſeinen Anteil im Vergleich zu den anderenvergrößern kann, darüber gehen die Anſicht ausein
ander. So verhandeln denn dieſe hohen Herrſchaften am
liebſten nur immer untereinander, um dieſe Differenzen
auszugleichen. Als ſchädlich muß es ſich in Spa heraus-
geſtellt haben, wenn Deutſchland daran teilnimmt, denn
mündliche Ausſprachen bringen immer Situationen her
vor, in denen ſich die unterſchiedlichen Geſichtspunkte der

J Alliierten zeigen, die dann natürlich die Stellung Deutſch
lands ſtärken. Das muß vermieden werden. Solange
die Gefahr aber noch beſteht, weiß man keinen anderen
Ausweg, als die Konferenz, an der Deutſchland teil-
nimmt, zu verſchieben. So ſcheint es jetzt feſtzuſtehen,
daß die Zuſammenkunft in Genf, in der die in Spa n
rückgeſtellten n a geregelt werdenſollten, nicht ſtattfinden wird. Das iſt das Reſultat der
Konferenz, die jetzt in Aix-les-Bains ſtattfindet.

WTVB. Paris, 13. Sept. Jn einer gemeinſamen Er-
klärung Giolittis und Millerands über die Zuſammen
kunft in Air-les-Bains wird die allgemeine Ueberein-

der Jntereſſen der beiden Länder in allen
ſchwebenden Fragen feſtgeſtellt.

Paris, 12. Sept. Nach einer zweiten Unterredung in
Aix-les-Bains erklärte Millerand über die Genfer Konfe-
tenz, L.l o y d r habe auf die rig öſtſchen
Vorſchläge noch gar nicht antworten können, Giolitti mache
nicht die geringſten Einwendungen. Ueber die Sowjetfrage
ſagte er, beſtehe ein Abkommen zwiſchen den Alliierten, das
vor acht Monaten abgeſchloſſen worden ſei: Handelsbeziehun-
ſo keine politiſchen Beziehungen. Das Abkommen ſei bis-
er loyal a grn worden, er glaube aber, daß der ein
zige Artikel, den Rußland ausführen könne, die Propaganda
ſei und an deren Einfuhr nach Frankreich habe er nicht das
geringſte Jntereſſe. Nach dem „Journal“ ſagte Millerand,
um endlich r Frieden zu kommen, habe man Polen er-
Elärt, es ſolle ſich mit Mäßigung ausrüſten. um das baldige

P zuſtandekommen des Friedens zu ermöglichen. Jn der
P Mhriafrage bleibe es bei der engliſch-franzöſiſchen Poli!ik.

Paris, 12. September. Der Sonderberichterſtatter der
„Agence Havas“ berichtet aus AixlesBains, das bedeut
ſamſte Ereignis der Zuſammenkunft iſt die ſichere Verta-
zung der Genfer Konferenz, wenn nicht deren
voll ſtändiges Fallen laſſen. Der Verzicht aufdieſe Konferenz wird ſehr wahrſcheinlich in Frankreich ohne
edauern aufcenommen werden, wo man bekanntlich der

er. Anſicht iſt. daß das Verfahren der Reparationskommiſſion
der Methode direkter Verhandlungen mit Deutſchland vor-

m g m zuziehen iſt.
Ganzagne Ein deutſches Weißbuch über Eupen-Malmedy.

w Auf das Gebiet bei Aachen hatte Belgien in Ver
ſailles einen wohl R aber deſto habgierigeren
Anſpruch erhoben. Dabei hat EupenMalmedy nie zu
Bßelgien gehört und 80 Prozent der Bevölkerung ſind

me, ein deutſch. Um aber den Anſchluß dieſes Kreiſes an
elgien zu ſichern, wurde eine Form der Abſtimmung
die beim beſten Willen nicht ganz beiſeite zu ſchieben

war für die Bevölkerung gefunden, die ein Hohn auf
eine freie Entſchließung war. Jeder Bewohner, dergegen die Beſitznahme durch Belgien ſtimmen wollte,
mußte ſeine Entſchließung ſchriftlich an näher bezeich-
keten Stellen zu Protokoll geben. Die Volksbefragung
war alſo vollſtändig negativ und allen Schikanen war
bei dieſem Verfahren Tor und Tür geöffnet. Ueber
dieſe Vorkommniſſe hat die deutſche Bee prt ein Weiß-
buch überreicht, das gleichzeitig in London dem General
ekretariat des Völkerbundes und in Paris dem braſilia
riſchen Geſandten als dem Berichterſtatter des Völker
bundes für EupenMalmedy übergeben worden iſt. Es
nd darum zahlreiche Urkunden zuſammengeſtellt, die
an erdrückendes Beweismaterial dafür liefern, daß die

gier durch ſyſtematiſche Schikanen die Volksbefragung

ß

ße

in den Kreiſen Eupen und Malmedy zu ſabotieren ge
vußt haben.
Aus der Fülle des Materials, das die 62 Seiten desVeißbuchs enthalten, und das in 73 Einzelſchilderungen
miedergelegt iſt, greifen wir folgende Ausſage eines Ein
vohners von Eupen heraus, die lautet:

Eupen, den Februar 1020.
Am Februar 1920 trug ich mich in die Proteſt

liſte ein. Der Bezirkskommiſſar ſagte mir an
„Den Dreiſprachenſtempel bekommen Sie

aber nicht. Als ich mich eingetragen hatte, bemerkte
er: „Wiſſen Sie auch, daß Sie jetzt der erſte ſind, der

usfliegt?“ und „Unſer Weißbrot laſſen Sie ſi
zutſchmecken, trotzdem ar Sie gegen uns. Bas

Voltksſti
e

ſche Fri legaengliſ Toh e e
mir, Horod

jeden Werktag nachmittag.
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wollen Sie überhaupt in Deutſchland,
das mit ſeiner roten Regierung an derSpitze nicht weiß, wie es ſeine Schulden
bezahlen ſoll?“ Zum Schluß bat ich nochmals
um Auskunſt über den Dreiſprachenſtempel. Jch er

zur Antwort: „Was wollen Sie überhaupt in
achen? Bleiben Sie hier, dann haben Sie keinen

Stempel nötig. Sie können doch nicht verlangen, daß
Sie dieſelben Vorteile haben wie die Leute, die nicht
proteſtieren. Nihmen Sie Jhren Proteſt zurück, dannbekommen Sie den Stempel ſofort.“

Vorſtehende Angaben kann ich Heeiden.
(Untecrſchrift.)

Das Weißbuch iſt von einer Note begleitet, in der
die deutſche Regierung in Anknüpfung an ihre egeerge
Noten nochmals die verſchiedenen Punkte hervorhebt, die
die vertragswidrige Handhabung der Volksbefragung
durch die belgiſchen Behörden kennzeichnen.

Die Note fährt ſodann fort:
„Es iſt nur allzu begreiflich, daß alle dieſe Maßnahmen

bei der Bevölkerung einen Zuſtand der Mutloſigkeit und
Verängſtigung geſchaffen haben, der eine wahre Willens-
äußerung nicht aufkommen ließ. Berückſichtigt man dem-
gegenüber, daß die Kreiſe Eupen und Malmedy niemals zu
Belgien oder zu einem Staatengebilde gehört haben, das als
Vorgänger des heu!igen Belgiens angeſehen werden könnte,
daß der Kreis Eupen eine rein deutſche und der Kreis
Malmedy eine zu deutſche Bevölkerung hat, daß die
Gebiete nach Sprache und Kultur deutſch ſind, da ihre
wirtſchäftlichen und kirchlichen Jntereſſen gebieteriſch ihr
Verbleiben bei Deutſchland erfordern. und daß bis zum
Ende des Jahres 1918 weder in den Kreiſen ſelbſt noch auch
in Belgien jemals
die auf einen Anſchlu
wird man mit Fug u
befragung den w
Ausdru gebracht hat.
Geſtützt au u

der Gebiete an hätten, ſo
und Recht ſagen dürfen, daß die Volks

ren Willen der Zevölkezung nicht zum

t Tatſachen, bittet die deutſche r
den Völkerbund, die unter belgiſcher Leitung erfolgte

Pelksbefragung für un gültig zu erklären und Maß-nahmen zu teelfen, durch die der Bevölkerung die Möglich-

keit einer wahrhaft freien, unbeeinflußten Willensäußerung
en wird. Nach Anſicht der deutſchen Regierung kann

ies auf Grund der vorliegenden Erfahrungen nur dadurch
geſchehen, daß der Völkerbund ſelbſt die Volksbefragung in
die Hand nimmt. Nur durch ein unmittelbares Eingreifen
des Völkerbundes würde auch das der deutſchen Regierung
in der der Note der alliierten Mächte vom 16. Juni 1919
heigefügten Denkſchrift gegebene Verſprechen ſeine Ver-
wirklichung finden, n die Volksbefragung in Eupen und

unter Leitung des Völkerbundes ſtattfinden
o

Die deutſche Regierung bat nunmehr von dem ihr immer
noch im reichen Maße zuſtrömenden urkundlichen Material
die beweiskräfigſten Stücke zu einer Sammlung vereinigt,
die ſie ſich anbei dem Völkerbunde in Form eines Weiß-
buches zu überreichen beehrt.

Die deu'ſche Regierung hofft zuverſichtlich, daß die
e Kraft der in dieſer Sammlung mitgeteilten Tat

den Völkerbund bei ſeiner Entſcheidung. bei der das
ickſal einer Bevölkerung von mehr als 60 000 Seelen auf

dem Spiele ſteht, reranlaſſen wird. die vorerwähnten Maß
nahmen zu treffen, die allein geeignet ſind. die
begangene Verletzung des Friedensvertrages und den Bruch
feierlicher Verſprechen durch die belgiſchen Behörden wieder
gutzumachen und dem Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker
geg in Eupen und Malmedy zur Anerkennung zu ver-

elfen.“

Geſpannte Lage in England.
London, 13. Sopt. Wie Reuter meldet, wird die

Kriſe, die der engliſchen Induſtrie droht, immer ernſter.
Neben dem dauernden Beragarbeiterſtreik und der Aus-
ſicht auf einen Solidaritätsſtreik der Eiſenbahner und
Transportarbeiter droht eine Kriſe in der Baumwoll-
induſtrie infolge von Lohndifferenzen. Es wird auch
von einem Genceralſtreik geſprochen, der bereits Ende
dieſer Woche ausbrechen ſoll. Außerdem ſteht ein Streik
der Elektrizitätsarbeiter von London bevor, die ſich mit
ihren Kameraden in Nordengland, die gegenwärtig aus-
geſperrt ſind, ſolidariſch erklären wollen. Weiter wird
irre Bewegung unter den Poſtangeſtellten ge
meldet.

Vom Krieg im Oſten.
Königsberg i. Pr., 13. Sept. Lagebericht. Jn Fortſetzung ihrer Angriffe im Abſchnitt Cholm überſchritten

die Polen den Bug und beſetzten die r Lubo
no und Butmer und erreichten den

hany. Oeſtlich BreſtLitowsk wurde Kobryn von den
en genomm Sept.

edensde 3

de en, bemerkbar geworden ſind,
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Zetremn

in der die breitere Oeffentlichkeit von dem

Axgeſch und Preußen.

a für Tag verſchärft ſich in der rechtsſtehenden
Preſſe der Kampf um raſcheſte Neuwahlen in Preußen.
Entrüſtet weiſt die deutſchnationale Korreſpondenz die

umutung zurück, die preußiſchen Wahlen könnten noch
is zum Januar 1921 aufgeſchoben werden, ſpäteſten?

im November, wenn nicht gleich jetzt, ſeien ſie vorzuneh-
men. Der Eifer der Rechten findet ſeine ung in
den Enthüllungen über die Orgeſch-Pläne, die der „Vor
wärts“ am letzten Sonnabend veröffentlichen konnte
Ein vom oſtpreußiſchen Drahtzieher dieſer Geheimorga-
niſation, dem Hauptmann Preu, unterzeichnetes Schrift

beſchäftigt ſich ausführlich mit den Verhältniſſen in
ayern und in Preußen und kommt zu dem Ergebnis,

daß die preußiſchen Verhältniſſe nach bayeriſchem Muſter
umgeſtaltet werden müßten, wenn die militäriſch-reak-
r are Geheimorganiſation in Preußen Boden finder

o

Es wird in dem Schriftſtück feſtgeſtellt, daß in Preu-
ßen „das Gegenteil einer egierung“ be-ſtehe, wozu eine e Anmerkung erklärt: „wenig-
tens bisher, wie es rig re bleibt abzuwarten“.
s wird dann weiter von den Maßnahmen geſprochen,

die die preußiſche Regierung ergreifen könnte, wenn ſie
die Gefahr rechtzeitig erkenne. Die Orgeſch iſt alſo ſelber
davon durchdrungen, daß ſie vom Standpunkt der gegen-
wärtigen preußiſchen Regierung aus eine Gefahr bedeu-
tet, und darum iſt der Verſuch gemacht worden, ſie durch
„Schnelligkeit des Aufziehens“ gar nicht zum Bewußt-
ſein dieſer Gefahr kommen zu laſſen.

Dieſer Plan iſt bekanntlich nicht ganz geglückt. Die
heime Denkſchrift des Verſchwörerhauptmanns Preus

tammt vom 29. Juli dieſes Jahres, aus einer Zeit alſo,
Beſtehen

einer Orgeſch noch gar nichts wußte. Seitdem iſt von
der ſozialdemokratiſchen Preſſe in das dunkle Treiben
hineingeleuchtet worden, und die preußiſche Regierung hat notgedrungen den Kampf gegen die Verſchwö-

r r
s wird nicht behauptet werden können, daß die

preußiſche Regierung mit dieſem Kampf Parteizwecke
verfolgt. Denn erſtens iſt die preußiſche Regierung eine
Koalit r und es muß offen anerkannt wer-
den, daß viele nicht ſozialdemokratiſche Beamte in der
Verfolgung der Geheimorganiſation nicht weniger eif-
rig ſind als ſozialdemokratiſche, dann aber liegt es auf
der Hand, daß im ſtaatlichen Intereſſe die Entſtehung
einer privaten, unkontrollierbaren, niemanden verant-wortlichen Organiſation, die nach ihrer Vollendung die
ſtärkſte phyſiſche Macht im Staat darſtellen würde, nicht
geduldet werden kann. Solange es einen Staat gibt,
wird dieſer beſtrebt ſein müſſen, die phyſiſchen Macht-
mittel zur Aufrechterhaltung der Ordnung in der Hand
u behalten, wo das nicht mehr der Fall iſt, da herrſcht
ie bewaffnete Anarchie. Die Orgeſch will programm

mäßig eine vom Staate ehe militäriſche Orga
niſation ſein, die erwähnte Denkſchrift rühmt ausdrück-
lich die bayeriſchen Einwohnerwehren, daß ſie unab-
hängig von der Regierung ſeien, daß aber umgekehrt die
bayeriſche erung von ihnen abhängig ſei, und daß
ein bayeriſcher Landtag undenkbar ſei, der die von der
E. W. geforderten Mittel nicht bewillige. In Bayern iſthernach das angeſtrebte Ziel bereits erreicht: eine von

ehemaligen Offizieren geleitete private Vereinigung has
ſo viel phyſiſche Macht in ſich vereinigt, daß Regierung
und Parlament nichts mehr gegen ſie auszurichten im-
ſtande ſind. Dieſes Ziel ſoll auch in Preußen erreicht
werden, und da die ſozialdemokratiſchen Regierungs
männer dem im Wege ſiind, ſo ſoll ſie ſo raſch wie mög-
lich beſeitigt werden.

Als Mittel zu ihrer gung v in erſter Liniewahrſcheinlich nicht in letzter Neuwahlen in Aus-
ſicht genommen. Obwohl die preußiſche Verfaſſung noch
nicht vollendet iſt, die verfaſſunggebende Verſammlung
alſo ihre Aufgabe noch nicht erledigt hat, drängt die
Rechtspreſſe auf Neuwahlen mit dem Argurent, die
Reichstagswahlen hätten eine ſo ſtarke Verſchiebung der
Wählerſtimmen gezeigt, daß auch g r Landes-
verſanmlung nicht länger beſtehen bleiben könne. Nun
iſt jedermann bekannt, daß die entſcheidende Verſchiebung
im Reich nicht von rechts, ſondern von links her ein-
etreten iſt. Wenn heute keine Sozialdemokraten mehs
n der Reichsregierung ſitzen, ſo iſt das das unleugbare

„Verdienſt“ nicht der Rechtsparteien, ſondern der Unab-
hängigen, die die Sozialdemokraten in der Reichsregie-
rung wuhr angegriffen, die ſozialdemokratiſcheStimmenzah geſchwächt und dann ihren z Ein
tritt in die Regierung abgelehnt haben. Die Rechts-
arteien ſpekulieren nun auf eine gleichartige Entwick-
ung der Dinge in Preußen. Sie hoffen, auch hier werde

die ialdemokratie an die Unabhängigen ſo viel Stim-
men verlieren, daß ſie nicht mehr regierungsfähig ſei
und die Macht werde dann ohne weiteres auf eine rein
hürgerliche Regierung übergehen. Dann aber können
all die Männer reſtlos beſeitigt werden, die dem Auf-
ſtrehen der militäriſchen Geheimorganiſation in Preu
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2 Hinberniſſe in den legen, die hati freie
hn und kann ſich vielleicht bald, wie in Bayern, rüh-

men, auch n Preußen Regierung und Parlament in ihreAbhängigkeit gebracht zu haben.
Man ſieht, daß in dirſem Plan die Partei der Un

abhängigen als ſtärkſter Schutz und Rettung der Orgeſch
fungier.. Vielleicht dient auch dieſer Tatbeſtand dazu,
den geiſtigen Geſundungsprozeß bei den Unabhängigen
z3 fördern. Sie ſehen, welche Rolle ſie bisher geſpielt

ben, welchen Zwecken ſie bisher unbewußt gedient
haben, und noch mehr in Zukunft dienſtbar gemacht wer-
den ſollen. Jn Preußen möge man die Vorfaſſungs-
arbeiten beſchleunigen und die Wahlen vornehmen. ſo
bald ſie wirklich möglich geworden ſind, aber nicht früher.
Hoffentlich wird dieſer kurze Aufſchub genügen, um den
Maſſen der Arbeiterwähler zu zeigen, welches Sviel da
eſpielt wird, und daß ſie die Pläne der militariſtiſchen
egenrevolution nicht durch Zerſolitterung, ſondern

nur durch tatkräftigſtes Eintreten für die Sozialdemo-
kratiſche Partei durchkreuzen können.

Ne Abreiſe Kumenewz.
Abbruch der Londoner Verhandlungen zwiſchen England

und Rußland.
Die ſchon gemeldete Abreiſe Kamenews aus London

hat doch eine andere Bedeutung als die geſtern gemel-
dete, danach ſcheint England ein jedes Entgegenkommen
an Rußland, daß man früher konſtatieren zu können
glaubte, aufgegeben zu haben und die Abreiſe Kamenews
erfolgte unter Umſtänden, die dafür bezeichnend ſind.
Wolffs Telegraphen-Büro meldet darüber:

ondon, 13. Sept. Die Blätter bringen Einzelheiten
über die dreiſtündige Unterredung Kamenews mit Lloyd
George vor Kamenews Abreiſe nach Rußland. „Daily
News“ ſchreibt: Die rrdng zeichnete ſich durch das
Fehlen jener Kordialität aus, die die früheren Unter-
redungen wie dem erſten Miniſter und dem Sowjet-
delegierten kennzeichnete. Lloyd George beſchuldigte
Kamenew einer Reihe von Vertrauensbrüchen und er
klärte ihm, wenn er nicht ſelbſt um ſeinen Paß gebeten
ätte, ſo würde ihm dieſer trotzdem ausgehändigt worden
ein. Die politiſchen W x 7 würden nicht eher

wieder aufgenommen werden, bis die britiſche Regierung
davon überzeugt ſei, daß die Moskauer Regierung ihren
Verſuch, ſich in die inneren W GroßBritanniens einzumiſchen, aufgegeben habe. Lloyd Ge
orge brachte gegen Kamenew vier Anklagen vor: 1. daß
er am Verkaufe der kaiſerlich ruſſiſchen Juwelen in Eng-
land beteiligt ſei, 2. daß er Verhandlungen geführt r
betreffend die Unterſtützung des ertremen ſozialiſtiſchen
Blattes „Daily Herald“ mit 75 000 Pfund r
3. daß er Beziehungen mit der britiſchen Arbeiterorgani-
ſation gehabt habe, die ſich „Council of Action“ nennt,
und 4. daß Rußland abſichtlich die britiſche Regierung
mit Bezug auf die Klauſel über die Bürgermiliz im
Entwurf für den Waffenſtillſtand mit Polen irre geführt
habe. Kamenemw ſtellte alle dieſe Anklagen kategoriſch in
Abyede. Kraſſin wurde ausdrücklich von den Anklagen,
die gegen ſeinen Kollegen gerichtet wurden, ausgenommen
und es wurde darauf hingewieſen, daß die Verhandlun
beR über die Handelsbeziehungen nicht als abgebrochen
etrachtet werden.

Cachin als Angeber?
Wie man als echter Moskauanhänger beſchaffen ſein

muß, das lehrt folgendes Geſchehnis:
Das Organ der in Frankreich lebenden ruſſiſchen

Sozialrevolutionäre „La république ruſſe“ reröffentlicht
den Brief eines in Moskau ren Genoſſen
an den in Verbannung lebenden Altmeiſter der ruſſiſchen
Sozialrevolutionär Paul Arelrod. Darin leſen wir:

„Froſſard und Cachin haben den Moskauer Sozial
revolutionären ein von Suchomlin verfaßtes an Mar-
tow gerichtetes Schreiben mitgenommen, das ſie ge
beten worden waren, irgend jemandem unter den So-
r zu überreichen. Dieſe liebenswür-igen Franzoſen haben nichts Beſſeres zu tun gehabt,
als dieſen Brief dem Volkskommiſſariat für auswär
tige Angelegenheiten zu übergeben. Dort wurde der
Brief abgeſchrieben und dann erſt gelangte er,
und obendrein noch nur durch Zufall, in die Hände
Martows. Der Jnhalt dieſes Briefes war ziemlich
belanglos: einige Jnformationen. Das Unglück war
nicht groß. Aber was ſagen Sie zu dieſer Rolle der

Cachin und Fröſſfarbd als Mitarbeiter des Moskauer
ſchwarzen Kabinetts

erner wird in dieſem Brief noch ein zweiter Fall
erwähnt, bei dem Cachin die Geheimadreſſe Martows der
außerordentkichen Kommiſſion verraten haben ſoll. Doch
läßt der Schr iber dieſes Briefes die Frage offen, ob
ier nicht einfach eine bodenloſe Dummheit des bis
rigen Chefredakteurs der „Humanits“ vorliege. Jn der

erſten Affäre iſt es allerdings ſchwer, nur an Dummheit
zu glauben. Offenbar haben Cachin und Froſſard beſſer
als ihr Parteigenoſſe Lafont begriffen, daß jeder Bolſche
wiſtenfreund, der ſich nach Moskau begibt, verpflichtet iſt,
Liebesdienſte aller Art auch die zweifelhaft ſten der
Sowjetregierung zu leiſten. Vielleicht handelten ſie auch
aus Furcht vor der Ausweiſung im Falle, daß ihre
Buotentätigkeit zu Ohren der Sowjetbehörden kommen
würde. Dann hätten ſie aber beſſer ger den Auftrag
Suchomlins überhaupt nicht anzunehmen.

Cachin ſoll wiederholt geäußert haben, daß er für die
dentſche Sozialdemokratie nur Verachtung empfinde. Be
ſtätigen ſich dieſe Angaben des ruſſiſch n Emigranten-
blattes, ſo würde dieſe „Verachtung“ ſich in eine Ehre
für uns verwandeln.

Was wird aus der U. 6. V.
Der Kampf um den Anſchluß an die Dritte Jnter-

nationale in der U. S. P. hat unter Vorzeichen begonnen,
die fül den rechten Flügel nicht gerade günſtig ſind. Es
zeigt ſich, daß die Zuſammenſetzung der Reichskonferenz,
wo noch eine r beträchtliche Mehrheit für die Erhal-
un der U. S. P. als ſelbſtändige Partei war, doch nicht

ie

verſchwindende Minderheiten haben ſo wichtige Bezirke
wie Halle und Hamburg den bedingungsloſen Anſchluß
an Moskau beſchloſſen, und wo die Kräfteverteilung
zweifelhaft war, wie in Berlin und Frankfurt, hat man
nicht den Mut zu einer Abſtimmung gefunden. Für
Moskau haben ſich ferner entſchieden mehrere Kreiſe der
Provinz Sachſen und der Bezirk Niederrhein. Während
der linke Flügel alſo ſchon eine Anzahl Siege quittieren
kann, wagt der rechte Flügel nicht einmal dieſe zu er-
ringen, wo ſie ihm noch blühen könnten.

Damit iſt noch nicht ausgemacht, daß die Kommu-
niſten auf dem Parteitag der Unabhängigen die glatte
Mehrheit erhalten werden. Aber auch, wenn z eine ſo
ſtarke Minderheit bilden, wie das nach den bisherigen
Ergebniſſen ſicher iſt, wird das genügen, um den Beſtandder U. S. P. als Partei in kürzeſter Zeit in Frage zu
ſtellen. Denn ſchon jetzt zeigt ſich, daß die Linken der
rückſichtsloſere und rührig re Teil ſind. Daran, daß ſie
ſofort zu den Kommuniſten übertreten werden, wenn
die Annahme der 21 Punkte abgelehnt wird, kann kaum
ein Zweifel beſtehen.

Wenn aber durch dieſen Uebertritt die K. P. D. aus
einer kleinen Gruppe eine immerhin anſehnliche Partei
wird, ſo bedeutet, das den Tod sſtoß für die noch ver-
bleibende unabhängige Reſtpartei. Bei dem Hanz auf
das Agitatoriſche eingeſtellten Charakter der U. S. P.
kann dieſe es nicht vertragen, wenn links von ihr noch
eine ſtarke Partei exiſtiert, die ihre agitatoriſchen Phraſen
und Verheißungen noch überbietet. Zwiſchen den klaren
Prinzipien der Demokratie, vertreten durch die Sozial
demokratiſche Partei und der Diktatur, vertreten durch
die Kommuniſten, ſt auf die Dauer für eine dritte

arteigruppe kein Platz. Was von der U. S. P. nicht den
ommuniſten anheimfällt, wird den Rückweg zur alten

Partei nehmen müſſen und finden, wie das ſowohl bei
Jabrern wie ganzen Mitgliedſchaften ſchon be

gonnen
Wer auf dem Parteitag der Unabhängigen zunächſt

ſiegen wird, läßt ſich noch nicht prophezeicn. Aber vor
ausſagen läßt ſich, daß ein Sieg des rechten Flügels
ein Pyrrhusſieg bleiben wird, der den völligen Zerfall
der Partei nicht lange aufhält.

Einen Erfolg kann der rechte Flügel jetzt doch
buchen. Jn Leipzig fand am Sonntag die Landesver-
ſammlung der ſächſiſchen Unabhängig n ſtatt. Criſpien
und Däumig waren als Kämpfer für die beiden ſich ent
n ne Anſichten erſchienen. Aber auch die Ein-
heimiſchen ſelbſt nahmen kein Blatt vors Maul. Trotz-
dem die „Leipziger Volkszeitung“ von Anfang an ſich
wohl am entſchiedenſten geget die Annahme der Mos-
kauer B. dingungen gewehrt hatte, brachte die Konferenz
nur die kleine Mehrheit von 14 Stimmen für dieſen
Standpunkt auf. Mit 44 gegen 38 Stimmen wurde fol
gende Reſolution angenommen:

timmung der Mitgliedſchaft n Gegen

e Befreiung aus kaxitatinin ger Ausdeutung unkane ſchaft kann nur durch die Vergeſellf ſtynqet
Produktionsmittel er n. Dieſen Kampf für die Ver
geſellſchaftung der Pr onsmittel kann nur die
Arbeiterklaſſe bewußt und einheitlich führen. Er be
dingt die Geſchloſſenheit des e ozialiſtiſchen reve
lutionären Proletariats in Deutſchland und in den kapi
taliſtiſchen Ländern. Deshalb erklärt die Verſammlung
nachdrücklich für einen Zuſammenſchluß des internatio
nalen Proletariats aller Länder, einſchließlich Ruß
lands, zu wirken. Bei voller ver der ſchwierigen
Lage Sowfet- Rußlands iſt die Arbeiterſchaft bereit
SowjetRußland iatkräftig zu unterſtützen, die Landesverſammlung vermag aber in den Aufnahmebedin um
gen nicht den Weg zu ſehen, auf dem eine aktionsfähig
ſozialiſtiſche revolutionäre Jnternationale geſchaffen
werden kann, und empfiehlt dem Parteitag, die Auf

nahmebedingungen abzulehnen.“

Der verlorene Steuerſtreik.
Man brauchte kein Prophet zu ſein, um die Niederlag,

der Arbeiterſchaft beim württembergiſchen Steuerſtreik
vorauszuſehen. Wieder mußte das Proletariat erſt durch
einen Nackenſchlag in die rauhe Wirklichkeit zurückge-
führt werden. Ein großer Kraftaufwand, der einer
beſſeren würdig geweſen wäre, iſt unnütz vertan.
Durch den Lohnausfall ſind die Lebensbedingungen der
Streikenden und ihrer Familien verſchlechtert worden,
die Produktion lag ſtill, was indirekt wiederum die ar-
beitenden Klaſſen am härteſten trifft, die Unternehmer
fühlen ſich und protzen ob ihrer Macht; den Steuecr-
abzug, den die Arbeiter verhindern wollten, mußten ſie
ſchriftlich anerkennen, bevor ſie wieder in die Betriebe
hineingelaſſen wurden.

Was ſollte der Streik? Den Steuerabzug verhin-
dern? Dann mußten die Staatsabgaben zu einer ande-
ren, bisher üblichen, geſetzlichen Friſt abgerrielert wer
den. Bei der Höhe der Steuern und der Not der unte-
ren Volksſchichten wäre dies gleichbedeutend mit einer
Steuerverweigerung. Denn es wird niemand behaupten
daß ſelbſt beim beſten Willen von einem Familienvater
in dieſen Zeiten zehn Prozent des Verdienſtes für
Steuern zurückgelegt werden würden. Weil der Be-
trag ſo hoch iſt, und der Geſetzgeber die Verhältniſſe ſo
genau kennt, deshalb das Abzugsſyſtem, das grauſam
erſcheint, dennoch aber die Härte mildert, die durch die
Abgaben dem Steuerpflichtigen aufgebürdet ſind. Man
wird hier mit dem Einwand kommen: und die Kapita-
liſten und Gewerbetreibenden Und die Vermögens
verſchleierer? Gewiß! An ihnen gemeſſen iſt der
Steuerabzug vom nackten Lohn eine Ungerechtigkeit,
Wenn wir aber die Beſitzenden genau ſo treffen wollen,
wie die Schwachen, ſo iſt das nichts anderes als eine
politiſche Frage! Das alte Problem: mehr Macht der
Arbeit rklaäſſe. Die ſchafft man jedoch nicht, wenn man
die Beſitzloſen und Armen in ausſichtsloſe Streiks treibt,
wie es die radikalen Maulhelden in Stuttgart getan
haben, nicht durch die Zerrcißung und Selbſtzerſleiſ an
der minderbemittelten Klaſſen, politiſche Macht, Einflu
in den Parlamenten wird nur durch die Einheit der Ar
beiterklaſſe geſchaffen. Die verfloſſenen Mongte habenuns wahrlich für dieſe Binſenwahrheit ſo lehrreiche Bei-

ſpiele gegeben, daß wir es uns per ge3 können, näher
darauf z 77 ſind politiſche Macht-fragen un es Wort für den Zuſammenſchluß der
Arbeiterſchaft iſt auch hier wie überall eine Tat zur Ver

r der Not und des Elends. Die Steuerfrage
für ſich allein, losgelöſt von allen anderen Fragen mit
Erfolg für die Arbeiterklaſſe regeln zu wollen, iſt ein
Unternehmen, das ſtets ſcheitern wird.

Wenn aber ſelbſt die größte politiſche Einheit und
dadurch die höchſt geſteigerte politiſche Macht für das
Proletariat erreicht wäre, weniger Steuern gäbe es
trotzdem nicht für die Lohnempfänger in den gfabriken,
ſtaatlichen Werkſtätten und Bureaus. Der verlorene
Krieg und der Frieden von Verſailles, den die U. S. P.
nicht ſchnell genug unterſchrieben ſehen konnte, haben
uns derartige Laſten aufgebürdet, die getragen werden
müſſen, ſchreiben uns geradezu unſere Steuern vor, daß
eine Steuerverweigerung den Zuſammenbruch Deutſch
lands bedeuten würde. Ein Bankerott, der uns völlig
in die Hände der Ententekapitaliſten ausliefern, und für
die Kriegsbeſchädigten, Penſionäre, Witwen, Kranken
und allen, die von den ſozialen Einrichtungen abhängig
ſind, geradezu den langſamen Hungertod bedeuten
würde. Staatsbankerott wäre zugleich das Ende des
deutſchen Wirtſchaftslebens, wäre der Ruin nicht allein

Butu Simba's Miſſion in Europa
Eine Negergeſchichte von H. Thurow.

20. Fortſetzung. (Rachdruck- verboten.)
Die Erwartung ſtieg aufs Höchſte.
Die feindliche Artillerie ſtreute plötzlich ihr Feuer mit

verdoppelter Heftigkeit über dieſen Teil der Front aus. Ein
heulendes Granatgewitter peitſchte die Berglehne. Dann
ſetzte die Schießerei ebenſo plötzlich aus.

Und nun ſchwankte in der Nebelwoge ein tauſendfüßiges
Ungeheuer daher, das mit ſtampfender Wucht gegen die fran
zöſiſchen Schutzwehren vannte.

Es gab ein wildes Durcheinander: dort weiß hier
ſchwarz. Aber der Nebelbrodem, der alles in ſeine Strudel
zog, dämpfte die Farben. Fluchen, Stöhnen, Exploſionen,
Schnauben, Hinſtürzen furchtbare Minuten des Mordens
ohne Raſt und Beſinnung! Doch die Deutſchen kamen
nich. vorwärts, ſchon verloren ſie an Boden. War dieſen
erprobten Kriegern im Kampf mit den ſchwarzen „Beſtien“
ein Hauch des Grauens ins Gebein gefahren, oder war
der Gegendruck der hinteren franzöſiſchen Linie zu ſtark?
Die Angreifer wichen im Jungwald, der gegen die Ebene
ausmündet, ſtellten ſie ſich wieder auf.

Dann ſchwoll das Wüten wieder an. Der ganze Wald war
in Bewegunig. Jedes Gebüſch war lebendig. Geſtalten
brachen vor, ſchwangen einen Gegenſtand und verblaßten
Weber wie im geſpenſterhaften Schemen. Zuweilen zuckte
ein grüner Funke in das Gewoge und ließ es noch furcht-

erſcheinen. Eine Dämonenſchlacht im dampfenden

Gegen Abend, als ein leichter Weſtwind die Nebelmaſſen
zerteilte und der vpn den franzöſiſchen Truppen beſetzte
Höhenzug ſich entſchleberte, verſuchten die Deutſchen noch einen
letzten Stoß. Jhre wieder aufbrüllende Artillerie erfüllte
die Atmoſphäre mit einem Härm, der alles verſchlang,
Worte und Gedanken.

Caſſignol hatte eben in einem Unterſtand Schutz geſucht.

Die Wände um ihn und das auf ſtarkem Gebälk ruhende
Deckengewölbe erbebten unter der Wucht der Detonationen.
Es war, als ob der Feind vor Feierabend den ganzen Berg
umbrechen wollte.

Die Dumba-Leute lagen in einem Verhindungskanal
zwiſchen dem vorderen Graben und dem Unterſtand. Bei
dem fürchterlichen Lärm konnte der Hauptmann ihnen nicht,
wie er gewünſcht hätte, den Befehl zukommen laſſen, auf allen
Vieren bis in die Berghöhle zu ihm zurückzukriechen, ein
Beginne:. „das übrigens angeſichts der intenſiven Feuerkonzen-

leicht von einer platzenden Granate durchkreuzt werden
onnte

Sich an die Erdwand lehnend und inſtinktiv eine Hend
zum Schutze über das Geſicht breitend, wartete Caſſignol
das Ende des Granatenſchauers ab. Es flirr. ihm vor den
Augen, das Trommelfell ſchmarzte. Unwillkürlich fühlte er
ſich den Puls Dann drängte es ihn wieder, einen Schritt
vorzutreten und einen Blick auf die Dumba-Leute zu werfen.

Zu ſeiner Verwunderung ſah er Butu Simba aufgerich-
tet im Graben ſtehen, ſo daß ſein Haarſchopf am Rande
der Böſchung ſichtbar wurde. Der Fetiſchmann ſchien mit
jemand zu ſprechen.

Der Hauptmann reckte ſich auf die Zehen und richtete
den Blick durch ein kleines Ausguckloch des Unterſtandes auf
das Seitengelände. Da ſah er einen ſchwarzen Soldaten
in ſeltſamer Poſe. Der Mann ſaß auf dem Boden hinter
einem kleinen Rollwagen und drehte lächelnd, ſeelenruhig,
am Rad eines dieſer hier ſtehen gebliebenen und vermutlich
von der Gewalt eines Geſchoſſes umgeſtürzten Karren.

Bei aller Teufeln! War der Menſch verrückt? Wer mochte
der Sinnloſe ſein

Da erkannte er ihn. Es war Pötdöh, der Fiſcher. Ueber
und unter dem Mann ſchlugen die Geſchoſſe in die Erd
maſſe Grünliche Gasdünſte verhüllten auf Augenblicke ſeine
Geſtalt. Er aber ſtreckte ſein Schnabelkinn über die Eiſen
wand des Rollwagens und ſpielte wie ein Kind mit dem
Rade

Umſonſt bemühte ſich Butu, den Verwegenen durch Winke
und Zurufe aus ſeiner gefährlichen Lage fortzubringen.

C konnte, indem er in ſchneller Bewegung den Kopf über
den Grabenrand hinausſtreckte und wieder duckte, den Fiſcher
nur auf Augenblicke ſehen. Jetzt ſchien jener auch ihn zu be
merken; es war, als ob das Lächeln, mit dem er ſein krei
ſendes Rad verfolgte, bis zu ihm, Butu Simba, hinabirrte.
Jn dieſem Moment barſt irgendwo in der Nähe mit furchtbarer Gewalt ein Veſcho. Butu rutſchte in die Knie, ſchnellte
aber wieder auf und ſchaute nun ein Bild, das ihm den Atem
in der Kehle ſtocken ließ.

Pötöshs Körper lag quer über dem Rollwagen wie ein
geſchlachtetes Stück Rind. Sein Kopf aber hatte ſich ein
Stück weit höher am Abhang in den Boden gepflanzt. Das
vorgeſchobene Kinn ruhte auf einer Baumwurzel; die noch
blanken Augen ſchienen verwundert die abgetrennte Körver
maſſe zu betrachten.

dröhnte es wieder durch die Luft heran. Plötzlich fühlte er
(etwas auf ſich herniederbrechen, das Augenlicht ſchwand ihm.
als ſänke er tief, tief in die Erde, wie von einer Rieſenfauſt

hinaboezogen.
Er ſuchte ſich wohl zu wehren, fand jedoch keinen Halt.

Jn ſeinem Hirn aber rollte etwas dahin, Worte, ein wüſter
Streit. Was war es doch? Das Bewußtſein klärte ſich ein
wenig, ſprühte auf in Reflexen: Er diskutierte wieder mit
dem Pater. Der Pater wollte ihm ſein Holzkreuz anheften,
das ſo groß war wie ein Türrahmen. Er aber ſchleuderte
es mit einem gewaltigen Fußſtoß von ſich, daß es in einem
Baumgipfel hängen blieb. Da ſtieß der Pater einen wilden
Fluch aus und wies, den Zeigefinger vorſtreckend, der lang
wurde wie ein Gewehrlauf, nach den deutſchen Linien hinüber.

„Peucant, domine, barbari!“ rief er in höchſtem Zorn.
Dann wurde es ſtill um Butu, ſtill, unergründlich

und dunkel.
GSortetzung folgt.
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Jrichtungen, denn es ſteht feſtSteuergelder der arbeitenden Klaſſen weitaus größer iſt

Rien der Arbeiterſchaft, die ohne ſoziali

t

unfer Sagen u und urveitgeber, vielmeyr der
Muin von hunderttauſenden Proletarierfamilien. er

uch eine ſozialiſtiſche Regierung käme um die jetzige
der Steuern nicht herum, müßte ſie im Gegenteil

vermehren durch die Mehrausgaben ſozialer Ein-
daß die Summe der

als die der Kapitaliſten, ſelb wenn dieſe auf Heller
und Pfennig den Gewinn u das Vermögen an den

Staat verzinſen würden.
Die U. S. P. hat in Württemberg zum Streik getrie-

hen. Man muß das wenigſtens ſchließen aus der Erklä-
rung die geſtern das „Volksblatt“ abgibt. Da iſt es

NPourchaus angebracht, das Urteil eines unabhängigen
gsuhrers den Maſſen bekant zu geben

In Berlin ſagte Criſpien, als der Streik zuſam-
r war: Die Erhebung gegen den Steuerab-
zug in Württemberg iſt von den kleinbürgerlichen SchichKiſche Schulung

ſind, ausgegangen. Jn Stuttgart wurde den Arbeitern
arſchau iſt gefallen, die roten Truppen ſtehen

ald in Berlin, Jhr müßt für die Revolution kämpfen.
Daraufhin verweigerten die Arbeiter die Steuerzahlun
weil ſie erhofften, in 24 Stunden die politiſche Machtihe obern zu können. Als es dann aber gefährlich wurde,
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hat der Aktionsausſchuß abgedankt und die Bewegung
den Gewerkſchaften überlaſſen. Criſpien hätte hinzu-
fügen müſſen: und die Gewerkſchaften haben die Suppe
ausfreſſen müſſen.

Wann werden endlich der Arbeiterſchaft die Augen
aufgehen, wo die Verräter des Proletariats ſitzen? Bei
denen, die von Anfang an die unangenehme Wahrheit
ſagen, oder dort, wo man ſie erſt verſchweigt, und nach
dem Unglück, in das man die Arbeiter mit Hetzreden
hineingetrieben hat, den Alleswiſſer ſpielt? Der Steuer-
abzug iſt eine harte Prüfung für die Arbeiterklaſſe. Er
iſt aber auch ein Prüfſtein der Reife und der Einſicht des
Proletariats, für die materielle Erkenntnis, wie für dastaatsbürgerliche Pflichtbewußtſein, ohne daß es niemals
zur politiſchen Macht gelangen wird, die ihm die Klinke
der Geſetzgebung in die Hand geben ſoll.

sSozialiſtiſcher Wiederaufbau.

Viele Federn berufener wie unberufener Schrift-
ſteller orakeln täglich über die Zukunft des deutſchen
Volkes. Zu den auf alle Fälle Berufenen, der wirklich
etwas Handfeſtes r weiß, gehört Alfons
Horter, der in ſeiner Schrift über „Sozialiſierung und
Wiederaufbau“ (Verlag Neues Vaterland, E. Berger

Co., Berlin) höchſt beachvenswerte Vorſchläge auf die-
ſem uns allen ſo am Herzen liegenden Gebiete macht.
Er war während des Krieges Leiter der im franzöſiſchen
Bezirk Briey, auf dem ſeinerzeit ſoviele annexions-
lüſterne Augen ruhten, gelegenen und beſchlagnahmten
ſochofen- und Stahlwerke de Wendels. Er hat mit ihrer
ſchnellen e a e in Staatsbetriebe gute Erfolge
gehabt, aber leider ſehen müſſen, wie ſeine Arbeit wie-
der zugunſten der Privatwirtſchaft der Stahlbarvne her
untergewirtſchaftet wurde.

Horter iſt von dem vollen Erfolge der Sozialiſierung
hierfür reifer Betriebe überzeugt, wenn ſie ſich nur nicht
in den bureaukratiſchen Formen der heutigen Staats
betriebe, ſondern in den rein kaufmänniſchen Formen
der Neuzeit, des modernen Großkapitalismus, bewegt,
etwa als Aktiengeſellſchaft, deren geſamte Anteile in der
dand des Staates ſich befinden, wodurch auch die Kon
trolle durch die weitere Oeffentlichkeit gewährleiſtet wäre.
Nicht der verknöcherte Beamte, der ſich ſeine Penſion
heranſitzt, dem alles andere aber gleichgültig iſt, ſondern
der energiſche Kaufmann ſoll hier herrſchen; das wird
auch auf die Arbeiterſchaft, die heute in Staatsbetrieben
ſtreikluſtiger iſt als anderswo, belebend wirken.

Als einziger notwendiger Ausgangspunkt gilt
Horter die Sozialiſierung der Produktion der Grund-
lagen unſerer dermaligen Wirtſchaft: Kohle einerſeits,
Eiſen und Stahl andererſeits. Hieran erſt können ſich
Maſchinenbau, Elektrizitäts-, Bauſtoff-, Düngemittel-
erzeugung, Wohnungsbau und anderes anſchließen.
Zur derzeitigen Vergeſellſchaftung ſind nach Horters
Meinung aber nur Betriebe reif, die ausprobierte Maſſen
produkte herſtellen, ſeien es einfachſte, wie Schienen und
andere Eiſenwaren, Ziegel, Zement; oder komplizierte,
wie Telephone, Elektromotoren, gangbare Maſchinen
aller Art. Von allen dieſen reifen Betrieben ſind jedoch
genau zu ſcheiden die, in denn noch erperimentiert
werden muß, die neue Produktionszweige beackern. Sie
ſoll man noch lange von allen Verſuchen frei und der
Privatinitiative des Kapitals überlaſſen. Profite und
Löhne werden ſich hier nach denen der geſellſchaftlichen
Betriebe richten.

Kohle und Eiſen ſind alſo ſofort zu ſozialiſieren;
man darf ſich nicht durch das Geſchrei der Unternehmer-
ſchaft über die angebliche Kompliziertheit der Betriebe
irreführen laſſen. Hier handelt es ſich überall nur um
Maſſenproduktion einfachſter Artikel, und der kauf-
männiſche Apparat bietet keinerlei Schwierigkeiten.

Auf dem Gebiete des Bergbaues kommt nach dem
Verfaſſer für die Vergeſellſchaftung höchſtens noch Eiſen
und Kali in Frage. In den anderen Bergwerksgruppen
iſt noch groß r Wagemut der Unternehmer erforderlich,
der erhalten bleiben muß.

Horten will nichts überſtürzen, ſelbſt nicht alle reifen
etriebe ſofort in Angriff nehmen: er will erſt gewiſſe

Probe- und Muſterbetriebe einrichten. Der Anfang
könute mit einem kombinierten Kohle-Eiſenwerk gemacht
werden. das auf eine jährliche Erzeugung von 10 bis
15 Millionen Tonnen Kohlen und etwa 2 Millionen
Tonnen Eiſen und Stahl berechnet iſt. Man würde
hier 60 000 bis 70 000 Arbeiter und 4000 bis 5000 Ange-
ſtellte zy beſchäftigen haben. Die jetzigen Beſitzer wären
J zu entſchädigen: natürlich nicht nach den jetzigen hochge-
riebenen Kurswerten. Der Betrieb dürfte auf keinen

Fall in der Form der jetzigen Stagatsunternehmungen
ſtattfinden, ſondern müßte, wie erwähnt, der frühere rein
kaufmänniſche bleiben. Hierdurch ließen o auch die
anderen ähnlichen, noch kapitaliſtiſch betriebenen Werke
in ihrer Preispolitik kontrollieren und ihre Wucherge-
winne beſchneiden. Die Arbeiterſchaft wäre an Leitun
Errährungsmaßnahmen, Wohlfahrts- und Bildungs-

nrichtungen zu beteiligen. Es iſt vorauszuſehen, daß
das Werk unter ihrer tätigen Mithilfe bald zu
Liſtungsfähigkeit gelangen und eine allgrlaung der Preiſe

oßer
emeine Herab-

der Produkte ermöglichen werde.

Gelingt dieſer erſte Schritt auf dem Wege der Sozia-
erung ſtellt ſich die alte Arbeitsfreudigkeit und
Arbeitsleiſtung wieder ein, ſo wird das eine Beiſpiel
ſchnell Nachfolge finden, wird die Vergeſellſchaftung ſichUnwiderſtehlich durchſetzen. Von den Arbeitern muß

man erwarten, daß ſie ihr Beſtes leiſten; einmal, weil
es ſich um ein Unternehmen der Allgemeinheit handelt
und dann, weil von dieſen tungen es mit abh ugh ob
in Zukunft der Sozialismus oder der Kapitalismus
n oll. Mißlingt der Verſuch, iſt die Arbeits
eiſtung hier nicht höher als in den privatkapitaliſtiſchen

Betrieben, dann iſt freilich die Hoffnung auf Soziali-
und Beteiligung der Arbeiter an der Leitung

er Betriebe auf lange Zeit dahin. Denn ſozialiſierte
Werke müſſen trotz niedriger Preiſe Gewinn abwerfen,
um Staatsbedürfniſſe zu decken und auch die notwendige
Aufhäufung von Kapitalien zu ermöglichen, mit denen
allein die Ausdehnung der Sozialiſierung, Neugrün-
dungen von Produktionsſtätten möglich iſt.

Die Zeit des notwendigen Experimentierens hält
orten für nicht zu ausgedehnt, daß man die Geduld
arüber verlieren könnte. Den Zeitraum, in dem die

Sozialiſierung von Kohle und Eiſen in dem von ihm
vorgeſchlagenen Umfange vollkommen wirkſam durch
r wäre, ſchätzt er auf ſechs Monate. Voraus-
geſetzt iſt große Erfahrung und Umſicht der Leitung, ſo
wie das volle Vertrauen und die Luſt der Arbeiter.
Dann aber werde man Tempo und Umfang des weiteren
Vorgehens überſehen können.

dreierlei verlangt Horten von einer erfolgreichen
Arbeit auf unſerem Gebiete: Produktion,
Ermäßigung der Preiſe, Zufriedenſtellung der Arbeiter.
In keinem dieſer Punkte iſt e ein Erfolg erzieltworden. Es wäre zu wünſchen, daß ihm dieſer Erfolg
beſchieden ſei.

Außer dieſen Grundgedanken bringt Hortens Buch
noch allerlei Einzelheiten, ſelbſt Entwürfe zu Geſetzen
über r uſw. Für wichtig hält erauch die politiſche Wirkung der der agenen und aus
edehnten Maßnahmen: durch egfall der rieſigen
uchergewinne der Schwerinduſtrie würde die Quelle

verſtopft, aus der jetzt große Mittel fließen zur Unter
ſtützung der vorbereiteten kapitaliſtiſchen Reaktion; es
würde die ganze verderbliche politiſche Tätigkeit der Be
ſitzer und Leiter dieſer Werke, die auf Wiedereinführung
des alten Syſtems hinzielt, unterbunden werden.

Die neueſten Beſtimmungen über die Lohnpfändung.

Von Friedrich Kleeis.
Durch Reichsgeſetz vom 10. Auguſt 1020 ſind aber-

mals die Lohn- und Gehaltsgrenzen erweitert worden,
innerhalb deren keine Pfändung des Arbeitsverdienſtes
vorgenommen werden darf. Das Geſetz iſt ſehr kurz und
verweiſt auf andere Vorſchriften, ſo daß es dringend der
Erläuterung bedarf. Bekanntlich galt vor dem Kriege
der Grundſatz der Zivilprozeßordnung, daß regelmäßig
jeder Arbeitslohn über 1500 Mk. im Jahre pfändbar ſei.
Die Kriegsnot hat es umege t bei dieſer ein
fachen ge zu bleiben. inf Verordnungen und das

e e haben dieſes Pfandweſen verändert.
Zunächſt wurde die Pfandgrenze auf 2000 Mk. erhöht,dann die Staffelung der Pfändbarkeit eingeführt, weiter
Ruhegehalt der Privatangeſtellten und Krie sbeihilfen
und Teuerungszulagen als unpfändbar erklärt, und
ſchließlich durch die auch jetzt noch grundlegende Verord-
nung vom 25. Juni 1919 in verſchiedener Richtung die
Staffelung und der Kreis der geſchützten Forderungs-
arten erweitert. Die doppelte Staffelung des pfand-
freien Einkommens nach den Geſichtspunkten, ob der
Schuldner Unterhnlt en Angehörige uſw. zu gewähren
hat oder nicht und wieviel Perſonen er dieſen Unterhalt
ewährt, macht im Einzelfall die Rechtslage und die
usrechnung des pfändbaren Lohnes ſchwierig. Nun-

mehr gilt folgendes:
Das Gehalt oder der Arbeits oder Dienſtlohn iſt

bis zur Summe von fünftauſend Mark der Pfändung
nicht unterworfen, falls der Schuldner ſeinem Ehegat-
ten, früheren Ehegatten, Verwandten oder einem unehe-
lichen Kinde Unterhalt zu gewähren hat. Jn anderen
Fällen, alſo wenn eine ſolche Unterhaltungspflicht nicht
beſteht, iſt der pfändungsfreie Grundbetrag auf vier-tauſend Mark feſtgelegt. Nun ſind die Sgheneen zu
berückſichtigen: Bei beiden Gruppen von Schuldnern iſt
der dieſe Summe überſteigende Mehrbetrag ebenfalls zu
einem Fünftel nicht pfändbar. Außerdem erhöht ſich bei
jeden Schuldner, die Angehörige beſitzen, der unpfänd-
bare Teil des Mehrbetrages für jede Perſon, der Unter
alt gewährt werden muß, um ein weiteres Zehnel des

Mehrbetrags. Soweit der unpfändbare Teil des Lohnes
bei Schuldnern mit unterhaltsberechtigten Angehörigen
die Summe von neuntauſend Mark und bei Ledigen uſw.
von ſechstauſend Mark überſchritten würde, unterliegt
die Pfändung keine Beſchränkung.

Einige Beiſpiele ſollen das erläutern. Bei einem
Schuldner mit Unterhaltslaſten gegenüber Angehörigen
iſt ein Wochenlohn bis 96,16 Mk. gänzlich unpfänd-
bar. Hat er nur 200 Mk. Wochenlohn, ſo iſt von dem
Differenzbetrag von 103,84 Mk. ein Fünftel, 20,76 Mk.
ebenfalls nicht pfändbar. Außerdem iſt für eine Perſon,
der er Unterhalt gewähren muß, ein weiteres Zehntel
pfandfrei, alſo 10,388 Mk. Es ſind demzufolge pfandfrei
127,30 Mk. und können gepfändet werden 72,70 Mk. Hat
der Mann einen Wochenlohn von 240 Mk., und zwei An-
ehörige zu erhalten, ſo können ihm 86,30 Mk. gepfän-het werden. Bei einem Unterhaltspflichtigen mit Mo

natsgehalt ſind zunächſt 416,66 Mk. gänzlich pfanofrei.
Hat er z. B. 840 Mk. Monatsgehalt und drei Perſonen
zu erhalten, ſo können ihm 211,66 Mk. gepfändet werden.
Hat derſelbe vier oder mehr Unterhaltsberechtigte, ſo
können ihn nur 169,34 Mk. abgepfändet werden.

vorliegen

ohne Unterhaltslaſten. Hat ein ſolcher Wochenlohn, ſo
ſind zunächſt 76.92 Mk. gänzlich unpfändbar. Hat der
Schuldner 180 Mk. Wochenlohn, ſo iſt von der Differenz
von 113 Mk. ein Fünftel, 22,60 Mk., ebenfalls unpfänd-
bar. Rechnet man dieſes zum grundſätzlich freien Teil

nzu, ſo ergeben ſich rund 99,50 Mk. ſo daß rund 80,50
Mark gepfändet werden können. Hätte der Mann einen
Wochenlohn von 244 Mk. ſo können 133,66 Mk. gepfän-
det werden, bei 200 Mk. Wochenlohn 153,84 Mk. Damit
iſt Grenze der Pfändungsbeſchränkung erreicht,
denn Mann überſchreitet bei
die Höchſt ze von Mk.

höheren in allo der aanze Betrag pfändbar,

abzuglich des feſtſtehenden Betrages von 115,40 Mk.ein ſolcher Mann ohne unterhaltsberechtigt Angehbno

Monatsgehalt, ſo muß ihm dieſes bis zur Höhe von
333,34 Mk. unbedingt freigelaſſen werden. Hat er z. B.
ein Monatsgehalt von 800 Mk., ſo können ihm 373,32
Mark abgenommen wexrden.

Aendern ſich die Verhältniſſe, die für die Berech-
nung des unpfändbaren Teiles des Lohnes maßgebend
ſind, ſo erweitert oder beſchränkt ſich die Pfändung nach
Maßgabe der eingetretenen Aenderung von dem auf de
ren Eintritt nachfolgendem Zeitpunkt ab, an dem der
Lohn fällig wird. Die ganzen Vorſchriften haben auch
Anwendung auf die Pfändung des Ruhegeldes der Per-
ſonen, die in einem privaten Arbeits oder Dienſtverhält-
nis beſchäftigt wo ſind. Die Pfändbarkeit von Ar
beitslohn uſw. iſt auch ausgeſchloſſen bei Schuldnern, die
Kriegsteilnehmer ſind oder waren wegen ſolcher Unter-
haltsbeiträge, die der Schuldner für die Zeit ſeiner
Kriegsteilnehmerſchaft zu entrichten hat. Der Begriff
der Kriegsteilnehmerſchaft iſt hier etwas weit zu ſpan-
nen; es gehören dazu auch Angehörige immobiler Trup-pen. Dagegen hat der dargelegte Sduv des Schuldners

keine Wirkſamkeit, wenn es ſich handelt um die Beitrei-
bung perſönlicher Staatsſteuern und Kommunalabgaben,
ſofern ſie nicht ſeit länger als drei Monaten fällig ge-
worden ſind, und auf Forderungen von Verwandten

i. weiſe auch unehelichen Kindern auf Unterhalts-
räge.
Das Geſetz tritt mit dem 1. Oktober 1920 in Kraft.

Bei laufenden n r hat alſo von dieſem
Tage an eine neue Berechnung der unpfändbaren Be

träge ein zutreten.

Aufruf zur Wiederherſtellung der niedergebrannten
Ortſchaft Anhalt.

Den „P. P. N.“ wird geſchrieben:
Wie erinnerlich ſein dürfte, wurde in den letzten

Tagen des Polenaufſtandes die Schreckensnachricht be-
kannt, daß die Polen am 20. Auguſt das im Kreiſe Pleß,
hart an der Grenze gelegene, ſeinerzeit von Friedrich

en Großen begründete Dörfchen Anhalt, deſſen Be
wohner ſich niemals an den Nationalitätenkämpfen be-
teiligt hatten, überfallen, geplündert und zum Teil
niedergebrannt haben. Infolge dieſer Greueltaten ſind
16 Familien obdachlos geworden und haben ihr geſamtes
Mobiliar, Haus und Wirtſchaftsgerät, ſowie den größten
Teil der Ernte eingebüßt, und befinden ſich in voll
kommenem Elend. Es ergeht deshalb an alle Ober-
ſchleſier im Reiche und alle Menſchenfreunde folgender
Aufruf, der vom Kreiskomitee der charitativen Frauen
vereine und dem Zentralunterſtützungs-Ausſchuß des
Kreiſes Pleß unterzeichnet worden iſt:

„Landsleute! Wir wiſſen, daß Jhr die Hungrigen
nicht auf Nahrung, die Frierenden auf Kleidung und
Wäſchh und die Obdachloſen auf ein Dach über ihrem
Kopfe warten laſſen werdet. Deutſche Männer und
Frauen, an Euch alle von Fern und Nah ergeht unſer
Aufruf, laßt die Aermſten, die um ihres Deutſchtums
willen Unſägliches leiden, nicht im Elend umkommen.
Helft uns die Wunden lindern, die blinder Fanatismus
ihnen ſchlug. Gebt Nahrungsmittel, Kleider, Wäſche;

ebt in erſter Reihe bares Geld zur Anſchaffung des
Notwendigſten. Gebt ſchnell und reichlich! Auch die
kleinſte Gabe iſt willkommen. Geldſpenden werden an
die Kreis- Sparkaſſe Pleß oder an die Deutſche Bank,
Filiale Kattowitz, auf das Konto Anhalt-Spende erbeten.Ueber alle Spenden wird öffentlich quittiert werden.“

Mißbrauch der Preſſefreiheit.
Die Regierung ermahnt die Landwirte, mehr Ge

treide abzuliefern. Dieſe Ermahnung unterſchlägt der
Agrarier Baumm-Toſtedt ſeinen Leſern. Statt deſſen
ſchreibt er:

Wir wiſſen genau, daß die Landbevölkerung ihren
Verpflichtungen beſſer nachkommen wird, wie es die
Jnduſtriebevölkerung bisher zu tun gewohnt war. Wir
wiſſen, daß unſere ganze rote Räuber- Republik längſt
aus dem letzten Loch gepfiffen hätte, wenn die Landbe-völkerung die Zeit mit dem Achtſtundenta gemeſſen, die

Arbeit mit Tarifen und Streiks vertrödelt und die
laſſen. Das ganze Volk hungert nach Brot, das ihm
Scheidemann großmütig verſprochen. Aber es ſei doch
daran erinnert, daß in Pommern noch volle Korn-
ſchuppen ſtehen, von der letztjährigen Ernte, und daß
dies Korn noch nicht ausgedroſchen werden konnte, weil
es an Druſchkohle fehlte. Das kommt vom Streiken,
Tarifen, Politiſieren und Nichtstun der Jnduſtrie-
bevölkerung!“

Dis ganze Welt weiß, daß die Bergarbeiter Ueber-
ſtunden machen, um der allgemeinen Not zu ſteuern.
Baumm macht Ueberſtunden, um ſeine Kottöpfe zu
füllen, mit denen er ſich Jnduſtriearbeitern, der Regie-
rung, Sozialiſten und Juden täglich empfiehlt. Aber
was ficht das alles den Baumm an, der Preſſefrechheit
für Preſſefreiheit hält.

Gewerſchaftliwes.

r der Angeſtellten der Verſorgungs-behör im Zentralverband der Angeſtellten.
Am 5. und 6. September d. J. tagte in Weimar eine vom

der Angeſtellten einberufene Reichs-
onſerenz der Angeſtellten ſämtlicher Verſorgurnsbehörden im

deutſchen Reiche. die von 180 Delegierten beſchickt war. Aus derr
erſtatteten Bericht ergab ſich, in welch umfaſſender Weiſe die
Intereſſen der Angeſtellten wahrgenommen worden ſind.

Aus der Berichterſtattung über den Teiltarifvertrag ging her
vor. daß der Abſchluß des Tarifvertrages ſeiner Zeit, wenn er auch
noch erhebliche Mängel aufweiſe, erfolgen mußte. Die verſchiedenen
Abzüge vom Tarifgehalt führten dazu, daß ein erheblicher Teil

Einfacher liegen die Berechnungen mit Schuldnern von Angeſtellten bei den Verſorgungsbehörden Gehälter bis herab
zu 300 Mk. monatlich bezieht. Die dadurch hervorgerufene Not
lage dieſer Angeſtellten macht auf das Reichsfinanzminiſterium
keinen Eindruck. Die Konferenz gab in einer Entſchließung ihrem

über dieſe unhaltbaren Zuſtände Ausdruck, in der es
heißt:

„Die Reichskonferenz erhebt gegen dieſe, die Lebensnotwendig-
keiten nicht berückſichtigenden Zuſtände, welche durch das ſtarre
Feſthalten des Reichsfinanzminiſteriums an dem formalrechtlichen
Anſpruch auf Rückzahlung der Vorſchüſſe herbeigeführt wird, ſchärf
ſten Proteſt. Die auf der Konferenz zum Ausdruck kommende
Stimmung zeugt von der Entſchloſſenheit der Angeſtellten, dieſe

Einkommen ynhaltbaren Zuſtände unter allen Umſtänden und unter An-
jährlich. Von jedem wendung aller gewerkſchaftlichen Mittel, nötigenfalls auch ver

Arbeitsperweigerung zu be e

Ernte unter ſozialiſtiſchem Humbug hätte verkommen
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Die Angeſtelltenſchaft verlangt von der Leitung ihrer Ge
werkſchaft, dem Jentralverband der Angeſtellten, daß folgende
Forderung der Regierung unterbreitet wird. und ermächtigt denHauptvorſtand im Cinverſrebnen mit dem Reichsfachausſchuß aus

drücklich, die zur Durchführung der Arbeitsniederlegung erforder-
lichen Maßnahmen ſchon jetzt einzuleiten:

Jedem Angeſtellten ſind die Bezüge, welche er am 10. Juni
1920 erhielt, unverzüglich weiterzuzahlen, ohne daß eine Minde-
rung durch Abzug von gewährten Vorſchüſſen oder Gehaltszahlung
von der Vorauszahlung in die RNachzahlung eintritt.

Die Angeſtellten halten dieſe ſeiner für um ſo berech-
tigter, als dadurch die in Ausſicht geſtellte Erhöhung ihrer Bezüge,
deren ſie unbedingt bedürfen, noch nicht erfolgt.“

Der Verbandsvorſitzende Giebel entwickelte in ſeinem Referat
den Aufhau der Ornaniſation der Angeſtellten bei den Verſorgungs-
behörden, wie er im Zentralverband der Angeſtellten geplant iſt.
Der Vortrag wurde von der Konferenz mit ge'panntem Jntereſſe
entgegengenommen. Jm Anſchluß hieran wurde der Reichsfach-
ausſchuß der Angeſtell en neu gewählt Eine Reſolution gegen
jede Sondergründung fand einſtimmige Annahme.

Mit dem Gelöbnis, treu zum Zentralverband der Angeſtellten
zu halten und für Gewinnung neuer Mitglieder zu ſorgen, ſchloß die
anregend verlapfene Reichskonferenz.

Auf dem Wege zur Einheitsorganiſation im Verkehrsgewerbe.
Am 7., 8. und 9. September tagte in Berlin eine Konferenz

von Vertretern der Gau- und Ortsvorſtände im Deutſchen Tran
portarbeiterverband, auf dem der Verbandsvorſitzende O. Schu-
mann ein inſtruktives Referat über die Notwendigkeit der
Schaffung eines Deutſchen Verkehrsbundes hielt. Unter allge
meinem Beifall führte der Referent aus, daß es zwar für jeden,
der am Aufbau des Transportarbeiterverbandes mitgewirkt habe,
ſchmerzlich ſein werde, von der alten Organiſation Abſchied zu
nehmen, aber der feſtgefügte, 600 000 Mitglieder zählende Trans-
portarbeiterverband ſei bereit. dem Allgemeinintereſſe der Ar-
beiter ſeine Selbſtändigkeit zu opfern und an dem Aufbau einer
Organiſation mitzuwirken, die die Sehnſucht vieler Tauſender
Arbeiter ſei. Die Konſerenz bekannte ſich zu der Auffaſſung des
Referenten, indem ſie u Reſolution zuſtimmte:

„Die am 7. und 8. September 1920 tagende 18. Konferenz von
Vertretern der Gau- und Ortsvorſtände des Deutſchen Transport-
arbeiterverbandes ſtimmt dem Anſchluß des Verbandes an eine
für das geſamte Transport- und Verkehrsgewerbe zu ſchaffende
Einheitsorganiſation grundſätzlich zu. Sie beauftragt den Ver-
bandsvorſtand, die Verhandlungen über Schaffung dieſer Einheits-
organiſation mit den Leitungen der beteiligten Verbände unver-
züglich aufzunehmen und dieſelben ſo zu fördern, daß der Zu-
ſammenſchluß möglichſt bald erfolgen kann

Um für die Uebergangszeit eine gemeinſame Förderung der
Rechte und erfolgreiche Vertretung der Jntereſſen der Mitglieder
der beteiligten Verbände ouf wirtſchaftlichem. foziglem und geiſti-
gm Gebiete zu gewährleiſten. hält die Konferenz die ſofortige
Schaffung einer Arbeitsgemeinſchaft der intereſſierren Verbände
unter dem Namen Deutſcher Verkehrsbund für unbedingt erforder-
lich.“

Nachdem die größte der in Frage kommenden Organiſationen
ihre grundſätzliche Zuſtimmung zu der Schaffung einer Einheits-
organiſation im ahHndels-, Transport- und Verkehrsgewerbe ge-
geben hat, liegt es nunmehr an den übrigen Organiſationen, ſich
zu entſcheiden, damit aus dem Plan bald die Tat erwachſe. Ucber
die Wer irns einer ſolchen Organiſation bedarf es keines weite-
ren Woretes.

Aus Ullet Welt.
Berlin. Ein gefaßter Raubmörder. Heute nacht

wurde in Charlottenburg der 24jährige aus Neuhaus bei Pader-
born gebürtige frühere Kaufmann Anton Ludwig, ein Mitglied
einer Einbrecherbande, verhaſtet. Man fand bei ihm Schmuck-
ſachen, die der in Potsdam ermordeten Krankenpflegerin Sein-
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Weißenfels E
Ausgabe von Spiritusbezugsmarken.

Die Ausgaben von Spiritusbezugsmarken an diejenigen
Perſonen. die ſich in der Zeit vom 1. bis 10. d. Mts. beim
ſtädtiſchen Lebensmittelamt, Marienſtraße Na, angemeldet
haben. findet am

Donnerstag, den 16. Sept. d. J. von 7- 12 Uhr vorm.
in der Markenausgabeſtelle des ſtädt. ſchen Lebensmittel-
amtes Kloſterſtraße 8, ſtatt.

Die A sweiskarte iſt vor ulegen. Außerdem werden an
die Jnhaber der Auswe'skarten Nr. 501 1125 Spiritus-
marken ausgehändiat. Perſonen. die bei der Anmeldung in
der obengenannten Zett eine Ausweismarke nicht erhalten
haben. können dieſe am Donnerstng. den 16. September,
gleichzeitig mit in Empfang nehmen. Die am Ausgabe
tage bis 12 Uhr mittags nicht abgeholten Spiritus
marken verfallen.

Weißenfels, den 14. September 1920.

Der Magistrat.
Petr.: Vienenzucker.

Durch die diesjährige geringe Zuteilung von Zucker
nur Bienenfütterung. die gleichwohl nur auf Koſten der
Mundration ermöglicht werden konnte. ſind die Jmker in
Schwierigkeiten geraten die von der Reichsregierung eben
jowenig verkannt werden. wie die volks- und landwirtſchaft

m

I berg gehorten. Die Ermordete hatte Ludwig, als vieſer als Sol
dat i tsdamer Krank gepflegt. Aus Aeußerungen,die Sdwig ren e n hatte, r u
nehmen, daß er der Mörder iſt.

Leondon. Shwere Dynamitexploſion. Die „Ti-
mes“ meldet aus Lima: Sechstauſend an Bord von Schiffen in der
Bucht von Callao befindliche Kiſten mit Dynamit ſind infolge
unvorſichtiger e explodiert Dreißig Perſonen wurden
getötet und mehrere hundert verletzt. Die Eiſenbahnanbagen im
Hafen wurden ernſtlich beſchädigt.

T —„7TZ, ,ßFJ,nD„ Ö’ p.n g do T”—

Vermiſchtes.

Eine hohe Leiſtung. Ein ſchwediſcher Bauer iſt dieſer Tage
zum 39. Male Vankr geworden. Der gute Mann iſt 69 Jahre alt
und gegenwärtig zum drittenmal verheiratet. Seine erſte Frau
beſchenkte ihn in achtzehnjähriger Ehe mit 15 Kindern., 10 Knaben
und 5 Mädchen; mit der zweiten Frau lebte er zwölf Jahre und
ſie gebar ihm getreul'ch und ergeben Jahr für Jahr ein Kind, ge
nau 6 Knaben und 6 Mädchen. Die dritte Frau lebt noch. Sie
hat dieſer Tage das zwölfte Kind zur Welt gebracht, den ſiebenten
Knaben, nachdem ſie bereits 5 Mädchen das Leben geſchenkt hat.
Der Mann iſt alſo tatſächlich Vater von 23 Söhnen und 16 Töchtern.

Neueſte Ruchtichten und Telegrumme.

Belagerungszuſtand in Vybnik aufgehoben.
WTB. Rybnik, 13. Sept. (Drahtnachricht.) Der Be-

lagerungszuſtand über Stadt und Kreis Rybnik iſt heute
aufeehboben worden. Heute nachmittag wurde ein Beamter
der Sicherheitspolizei auf dem Heimwege von der Hoym-
gecube von unbekannten Tätern erſchoſſen.

Ein Appell an die O fiziere Wrangels.
WTVB. Amſterdam, 13. Sept. (Drahtnachricht.) Lon

doner Blättern zufolge hat die ruſſiſche Regierung einen
von Lenin, Trotzki und Bruſſilow unterzeichneten Appell an
die in Wrangels Heer ſtehenden ruſſiſchen Offiziere gerichtet,
in weſchem ſie dieſe Offiziere auffordert, nicht länger als
Diener der Polen und Franzoſen aufzutreten. Sie ver-

in die Rote mee zurückkehrenden Offizieren
rrneſtie.

Der polniſch litaniſche Konflikt.
Paris, 13. Sept. Wie Havas aus Warſchau meldet,

ſoll Lettland geneigt ſein, Polen und Litauem ſeine
Vermittlung anzubieten, um die Regelung der zwiſchen
den beiden Ländern entſtand nen Schwierigkeiten zu er-
leichtern.

Warſchanu, 13. Sept. (Havas.) Die litauiſche Regie
rung hat gebeten, daß die franzöſiſche und die engliſche
t bei den Verhandlungen, die zwiſchen Polen
und Litauen in Kalvarja ſtattfinden werden, vertreten
ſind. Es iſt ſehr wahrſcheinlich, daß die Kabinette in
London und Paris dieſen Vorſchlag annehmen werden.

Friede zwiſchen Rußland und Finnland.
London, 13. Sept. Die „Times“ meldet aus Abo, es

ſei ſo gut wie ſicher, daß der Friede zwiſchen Rußland
und Finnland binnen 14 Tagen unterzeichnet werde.

innland erhalte Petſchenga, ohne dafür Gebiet an Ruß-

S 13. 19. S
September gelten bei uns folgende

Soler -Prelsell
Woll ne étrumpf- Abfälle 9 14.00
e
Papier Abfälle

and abzutreten.

Amklihe Selunntmnhungen ſür Halle 1.d.6.

Auf Grund des Geſetzes über die Entwaffnung der Bevölke-
rung vom 7. Auguſt 1920 findet die Waffenabgabe in der Zei
vom 15. September bis zum 1. November 1920 einſchließlich
im Auktionslokal des Leihamtes An der Marienkirche
unterhalb der Treppe, von 10 Uhr vormittags bis 1 Uhr nach

mittags ſtatt.
Abzuliefern ſind ſämtliche Militärwaffen, weſentliche Teilevon Militärwaffen, ſowie Munivion für Militärwaffen. Von

der Ablieferung der ffen e die Reichswehr und die zur
Ausübung ihres Berufs mit ffen verſehene n befreit. Die Ablieferungsvpflicht erſtreckt ſich auch auf ſolche Per
ſonen, die auf Grund eines Waffenſcheines Militärwaffen, abge-
änderte Militärwaffen oder weſentliche Teile von dieſen im Be
ſitz oder Gewahrſam haben.

Bis zum 20. Oktober 1920 einſchließlich wird jedem Ueber-
u eine Prämie für die beſchleunigte Ablieferung in bar
gezahlt.

Wer nach dem 1. November 1920 Militärwaffen unbefugt in
Gewahrſam hat, wird nach dem Reichsgeſetz vom 7. Auguſt 1920
mit Gefängnis nicht unter drei Monaten oder mit Geldſtrafe bis
zu 300 000 Mk. beſtraft.

Militärwaffen, welche nicht friſtgemäß angemldet oder abge,
liefert werden, verſallen ohne Entſchädigung dem Reiche.

Halle, den 14. September 1020. Der Magiſtrat.

Lebensmittel-Kalender.
Städtiſcher Verkauf von Kakao an Haushalte mit gelb und

blau umränderten Lebensmittelſcheinen, ferner an alle Haushalte
Armee- Konſerven mit reichlich Fleiſch, Milchpulver und Bohnen
mit Fett in der Talamtſchule, am Mittwoch, den 15. September
1920. Zugelaſſen zum Einkauf werden die Jnhaber der Lebens-
mittelſcheine mit den Rummern 72 501 bis 78 500 vormittags von

12 Uhr und die Jnhaber der Nummern 78 501 bis 84 500 nach-
mittags von 2 Uhr. Gegen Vorlage des Lebensmittelſcheines
können an jede Perſon der Haushalte mit gelb und blau um-
ränderten Lebensmittelſcheinen 100 Gr. Kakao zum Preiſe von
z Mk., ferner an jede Perſon aller Haushalte 1 Doſe Armee-Kon-
ſerven mit reichlich Fleiſch zum Preiſe von 6,50 Mk., 100 Gr,
Milchpulver zum Preiſe von 1,60 Mk. und 1 Doſe Bohnen mi
Fett zum Preiſe von 1 Mark abgegeben werden. Abgezähltes
Geld ſt bereitzuhalten.

Der Verkauf von Quark findet am Mittwoch, den 15. Septem
ber 1920 vocmetogs auf den Abſchnitt 43 für die eingetrageney
Kunden bei dem Milchhändler Brockhaus, Ludwigſtraße 26 und in
den Verkaufsſtellen der Niemberger Molkerei, Martinſtraße 11 und

*0/21 ſtatt. Auf jeden Abſchnitt wird 26 Pfund
Quark zum Preiſe von 1,28 Mark abgegeben. Die abgetrennten
Abſchnitte ſind bis Freitag, den 17. September abzuliefern.

Halle, den 13. September 10920. Der Magiſtrat.

Hühnerausen
Hornhaut, Schwielen u Warzen
beseitiöt vchnell, sicher u. 5chmerzlos

Ku ki rol 100 000 fach bewährt
Preis M,

an Apotheken u. Droqerien erhältlich

Drogerie vreyer, Lindenstr. 55, Drogerle Krützen acht.önlgstr. 24, Drogerie Schulze, Bernburgerstr. 32.

Berantwortlich für den redaktionellen Teil: Paul Täumel; für den Anzeigen
teil: Wilhelm Herz g. beide in Halle. Druck und Verlag der Volksſtimme

G. b. m. H. zu Halle. Gr. Ulrichſtr. 27.

Jn der Woche vom

Wir zahlen für:
spien in PaſiS ung Kifornien.

Hermann Voaollentin, Heinrich Peer,

Mittwoch, den 15. Sept.
Anfg. 7, Ende 10 Uhr:

Tannhäuser.
Donnerstag:

Und das Licht scheinet
in der Finsternvis,

Solbadgürſtentn

Robert Franzſtr. 10.
ſtark radiumn alt. Schmiedebg
Moor- u. medtiniſchen Bader

Dauerhafte
Geidschein-

taschen
in pa. Leder
und jeder
Ausführung l
ſehr preiswert,

H. Krasemann
e nur

In den Hauptrollen:

Friedrich Zelnik

lka Grüning, Hans Wolden.
Soeben erſchien:

ſche Bedeutung der Bienenzucht. Um dieſen Schw'er g e 7 Ratgeberu Den Re nung zu s r ſo d Bücher und zei. ungen 60Reichsregierung entſchloſſen noch einen Poſten szucker zur Jertägunag zu ſtellen 77 dir ne iſt 9 4 s grie,auf jedes Bienenvolk noch 2 nd dieſes Zuckerserteilen. Der Preis ſtellt fich auf 7, M. e Vinnd I e Ks 3 Feuer v 57 J Zahle für legs-
Lager der Reich szuckerausgleichsgefellſchaft, der die Lieferung r r hinterbliebeneobliegt ausſchließlich des Sackpfandes von 16. Mk. Weißglas 10 Kupfer S 10.00 Strumpfwolle J kg 14.00 Mk.Die Verte lung geſchieht wie bisher nach Maßgabe der Schmiedeeiſen, Blei u. Zink. 3.00 nach dem neuen Reichsr i r y 3 kurz ohne Blech 80 l Meſſing 4.00 b l Uns. riauslumpen J kg 1.00 Mi. L 2ernährung vom 12. 4. d. Js. und 19. 4. d. Js. rh h Nicht angegebene Waren zu höchſten Tagespreiſen. J Zink und Blei Kg 3.00 Mk. e

Weißenfels, den 14. September 1920. Schafwolle I 20.00 M. zum Preiſe von M.. 5.40Der Magistrat. Metalle, Elsen, Felle aller Art, Papier
S h h
Bei Störungen u. Stockun der Blutzirkus

lation gebrauchen Sie ſofort ſtets die jeit vielen
Jahren erprobten echten Menſtruatisnstropfen

„Frebar““, extraſtark.9 Erhöhte, beſchleunigte Wirkſamkeit durch Dovpel

flaſchen extraſtark in Verbindung mit Frebar Pulver
oder Frebar-Tee. Erhältlich in allen größeren Apo
theken, Drogerien und einſchlägigen Geſchäften. Haup
devots: Adler Apotheke, Geiſtſtr. 15; Sanitas
Depot, Leipzigerſtr. 11; E. Kertzſcher, Leipzigerſtr.
(Ecke Poſtſtraße C. Klap 2 Gr. Ulrichſtr. 41.M. Waltsgott Nacht. &r lrichſtraße 30.
Albert Schumann, Steinweg 46/ T. Speer
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Pult Angelegenheiten

Arbeitsgemeinſchaft ſozialdemokratiſcher Beamter!
annerstag abend 8 Uhr Verſammlung in „Wilsdorfs
ßeſellſchaftshaus“. Gen. Buttenſchön ſpricht über
ßeamten räte.

Aus dem 6tudtlreis.
Halle. 14. September 1920

Die bange Frage.
Der Papſt von Moskau hat geſprochen
Die U. S. P. vernahm's nicht gern
Ergebt euch mir mit Haut und Knochen,
Sonſt bleibt mir, bitte, meilenfernl

un bebt vom r Männerſtreite
Das ganze Bauwerk der Partei:.
Nach Moskau! lärmt die eine Seite.
Die andre ſpricht: Wir bleiben frei!

r Gar gründlich geigt man ſich die Meinung,
ie An Deutlichkeit wird nicht geſpart,
be Klar tritt nun endlich in Erſcheinung,

Was vielen längſt ſich offenbart.

Und um die weitere Geſtaltung
Beſorgt ſchaun ſich die Führer an:
Bringt uns der Moskaugang die Spaltung?
Wird Lenin uns zum „Scheidemann“?

Peter Michel.
Auükerſpelſung.

Das Jugendamt beim Magiſtrat ſchreibt uns:
Am 30. Auguſt hat die Speiſung der Schulkinder und unter

znährten Mütter wieder begonnen. Leider iſt es nicht möglich,
ſie Speiſung in dem früheren Umfange wieder aufzunehmen.
ks können nur 4000 Perſonen mit den bereitgeſtellten Speiſen
äclich geſpeiſt werden. Die abgegebene Speiſemenge beträgt
äglich für ein Kind Liter, für ein Kleinkind Liter, für
ne Mutter Liter. Die Auswahl der Kinder erfolgt nach
zen Anweiſungen der Quäker durch das Stadtgeſundheits-
imnt, Schmeerſtr. 1, nach einem genau vorgeſchriebenen Ver-
ahren. Es können nur diejenigen Kinder zur Svpeiſung zugelaſſen
rerden, welche die vom Schularzt feſtzuſtellenden Vorausſetzungen
füllen. Danach kommen hier von allen Schulkindern
ſür die Speiſung nur etwa der ſechſte Teil inFrage.

Beſondere Beachtung vor allem in den Kreiſen der Eltern
verdient die Abſicht der Quäker, daß die Speiſung nicht an Stelle
einer Hcnrtmahlzeit gewährt werden ſoll, ſondern daß ſie eine
zuſaznab rung darſtellt, die neben den Speiſen, welche das
Kind unſt im Elternhauſe empfängt, zu verabfolgen iſt.

Werdende unterernährte Mütter in den letzten 3 Monaten
der Schwangerſchaft. ſowie ſtillende Mütter, welche an den
zreiſungen teilzunehmen beabſichtigen, wollen ſich mit einem
tadtärztlichen Zeugnis (Schmeerſtr. 1) verſehen, auf dem Jugend-
mt. Kleine Steinſtr. 8 II. Zimmer 33, melden. Stillende
Rütter können erſt nach Vorlage eines Stillſcheines (Säuglings
ürſorge, Franzoſenweg) berückſichtigt werden.

Alle Teilnehmer werden erſucht, die großsügige und ſelbſtloſe
Urbeit der Quäker in dem Vertrauen einzunehmen, in dem ſie
on den Beteiligten geleiſtet wird. Vor allem iſt dabei die Ab-
icht der Quäker zu würdigen, daß ſie das Elendin Deutſch-
land mildern und den verſöhnenden Glauben
in ferne, hilfsbereite Freunde dem deutſchendas Wolke wiedergeben wollen“.

es

ken, I Mitgliederverſammlung der S. P. D.
rene Heute abend, 8 Uhr, findet in Wilsdorfs „Geſellſchaftshaus“

P. mere Mitgliederverſammlung ſtatt. Alle Genoſſinnen und Ge-
ben Proſſen ſeien hiermit noch einmal darauf aufmerkſam gemacht. Da
rden Nrichtige Fragen auf der Tgesordnung ſtehen, iſt zahlreiches Er
daß ſheinen der Mitglieder Pflicht.

Das Programm der Sozialdemokratie.
Vorſchläge zu ſeiner Erncuerung. Dieſes Sammelwerk von

vorſchlägen der verſchiedenſten Parteigenoſſen iſt auch in Halleu ton einer großen Anzahl Mitglieder beſtellt worden. Der „Vor-
en wärts-Verlag“ teilt darüber mit:

es Das brennende Jntereſſe der Parteimitglieder an der Neu
es Nxſtaltung des Erfurter Programms zeigte eine außergewöhnliche

harke Nachfrage nach dem auf Veranlaſſung des Parteivorſtandes
e Perausgegebenen Gutachtenbuch, ſodaß die erſte Auflage binnen vier
zinke P gen vergriffen war. Auch die inzwiſchen erſchienene zweite
n. Auflage erwies ſich als unzureichend und es folgt daher in den
über P hſten Tagen die dritte. Unſere Buchhandlung am Orte iſt unter
ſcher denjenigen die bisher noch nicht berückſichtigt worden ſind. Wenn
We die Bücher eingehen, wird in der Preſſe ein Hinweis erfolgen.

mre Der Verkehr mit Nahrungs- und Genußmitteln.
rrte. Die Polizeiverwaltung gibt bekannt:

t J g gi annt:rch Es liegt Veranlaſſung vor, auf die Beſtimmung des S 3 der
ellte bolizeiverordnung betreffend den Verkehr mit Nahrungs und Ge
ltam Wuußmitteln vom 20. 12. 1892 erneut hinzuweiſen, wonach zur Um

hüllung von Waren dieſer Art von den Verkäufern kein beſchrie-
ein benes und kein auf der Jnnenſeite bedrucktes, ſondern nur reines,
ein P och nicht gebrauchtes Papier verwendet werden darf.

Da Dieſe Beſtimmung findet namentlich Anwendung auf Fleiſch
noch ind Backwaren, Käſe, Butter ſowie Obſt. Jhr iſt aus geſundheit-
x ichen Gründen ganz beſondere Bedeutung beizulegen, zumal das

I Sher vielfach verwendete Zeitungspapier oftmals ſchon Zwecken
pdient hat, die ſich mit der geſundheitlichen Fürſorge nicht verein

irrte Pharen laſſen. Sehr leicht kann gebrauchtes Papier Kronkheiten
e er Pbertragen, zum wenigſten kann einem Käufer aber aus Reinlich-
ihm, J eitsgründen zugemutet werden, Zeitungspapier. das bereits durch
fauſt N. Hände mehrerer, darunter oftmals kranker Perſonen gegangen

it, als Amhüllung der von ihm gekauften Ware entgegenzunehmen.
halt. In Zu ſeinem eigenen Beſtehen geſchieht es, wenn er ſolche Um
Iſter hüllungen zurückweiſt. Außerdem ſind die Polizeibeamten ange

wieſen worden. gegen Zuwiderhandlungen die gebotenen Maß-
m nahmen zu treffen.

ften, Ge werbsmäßige Falſchgeldverbreiter.
derte Bei der Verausgabung falſcher Fünfzigmark-
inem Néſcheine wurde in Merſeburg eine angebliche Fran Goger
ilden J eus Berlin feſtgenommen. Sie ſuchte dort, während ihr Mann
lang J reußen wartete. die verſchiedenſten Geſchäfte auf, und machte
ber. Leine Einkäufe, die ſie jedesmal mit einem falſchen Fünfzigmark

Sein bezahlte. Das Paar hat ,in einem hieſigen oHtel gewohnt
und dort zwei Gepächſtücke zurückgelaſſen, in denen Lebensmittel

ſeill N aller Art, Seife und ſonſtige kleine Gebrauchsgegenſtände gefunden
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kauft, die falſchen FünfzigmarkScheine umzuſetzen. Es iſt ſicher
anzunehmen, daß das Paar auch in Halle aufgetreten iſt.
Der angebliche Ehemang, dey leider der Feſtnahme entgangen
iſt, wird wie folgt beſchrieben: Etwa 32 Jahre, mittelgroß und
ſchwarzen engliſch geſchnittenen Schnurrbart und Kotelelten. Er
war bekleidet mit hellgrauem Cutaway und grauem Hut mit
ſchwarzem Vand. Sachdienliche Mitteilungen werden an die Kri
minalpolizei erbeten.

Handel und Verkehr der Vorzeit.
Provinzialmu ſeum. Wir leben im Zeitalter des

Verkehrs.“ Bitter hat uns der Krieg von der Wahrheit dieſes
Schlagwortes überzeugt, als uns unſere Feinde ringsum vom Aus-
tauſch mit der Außenwelt abſchnitten und auch nach dem Friedens-
ſchluß hat die Fortnahme der Verkehrsmittel und Unterbringung
der Verkehrslinien unſeren Verkehr im Jnnern und nach Außen
ſo gelähmt, daß es auch dem Schwerfäkligſten klar geworden iſt,
wie ſehr unſer ganzes Leben beeinflußt wird durch den Austauſch
der geiſtigen und körperlichen Güter.

wagens der Verkehr eine Rolle zu ſpielen begann.
graue Vorzeit laſſen ſich die Spuren des Verkehrs zwiſchen den ver
ſchiedenen Völkern und über weite Entfernungen hin verfolgen,
wenn man nur die Funde richtig zu deuten weiß, die der Boden
uns erhalten hat. Dies zu zeigen war die Aufgabe der letzten
öffentlichen Führung durch das Provinzialmuſeum, und in dem
nächſten öffentlichen Vortrag ſoll an der Hand von Lichtbildern
das Bild des vorgeſchichtlichen Handels und Verkehrs ergänzt und
vertieft werden. Der Vortrag findet am Mittwoch. den 15. d. Mts.,
obends 8 Uhr, im Hörſaal des Muſeums ſtatt; Mittwoch vorm.
11 Uhr Führung. Der Zutrktt iſt wie bei allen öffentlichen Ver-
anſtaltungen des Provinzialmuſeums frei.

Sonntag, den 19. September, 11 Uhr vormittags (und
falls erforderlich Wiederholung 126) Vortrag und Vor-
führung: Herbſt Ernte Beſchränkte Zuſchauerzahl.
Eintrittskarten von Mittwoch ab, 8 bis 2 Uhr, beim Hauswart
des Provinzialmuſeums. Eintritt frei.

Beſchäftigung Schwerkriegsbeſchädigter.
Das Geſetz über die Beſchäftigung Schwerbeſchädigter vom

6. April 1920 und die dazu ergangenen Ausführungsverordnungen
vom 21. April und 17. Mai 1920 ſind noch immer nicht- hinreichend
bekannt. Eine kurze Wiedergabe der zurzeit geltenden Beſtim-
mungen über die Einſtellung und Entlaſſung Schwerbeſchädigter
dürfte daher zweckmäßig ſein. Jeder Arbeitgeber, der einen Ar
beitsplatz beſetzen will, iſt verpflichtet, einen Schwerbeſchädigten,
der für dicſen Arbeitsplatz geeignet iſt. anderen Bewerbern vor
zuziehen. Jeder private Arbeitgeber iſt verpflichtet, auf 25 bis
einſchließlich 50 insgeſamt vorhandene Arbeitnehmer ohne Unter-
ſchied des Geſchlechts mindeſtens einen weiteren Schwerbeſchädigten
zu beſchäftigen. Bei der Berechnung dieſer Zahlen werden mehrere
Betriebe, Büros und Verwaltungen desſelben Arbeitgebers inſo-
weit zuſammengefaßt, als ſie ſich am gleichen Orte befinden und
der gleichen örtlichen Verwaltung unterſtehen. Das Reich, die
Länder und andere Körperſchaften des öffentlichen Rechts haben
von ihren im Vezirk einer Hauptfürſorgeſtelle vorhandenen Ar-
beitsplätzen wenigſtens zwei vom Hundert, oder, wenn deren Ge
ſamtzahl 25, aber nicht 50 erreicht, wenigſtens einen Arbeitsplatz
mit einem Schwerbeſchädigten zu beſetzen. Schwerbeſchädigte dür-
fen nur mit einer Kündigungsfriſt von vier Wochen entlaſſen
werden, ſofern nicht durch Geſetz oder Vertrag eine längere Friſt
vorgeſchrieben iſt. Für den Zeitraum von ſechs Monaten nach
dem Jnkrafttreten dieſes Geſetzes vom 22. April bis 22. Oktober
1920 iſt eine Kündigung gegenüber Schwerbeſchädigten nach S 12
Abſ. 1 erſt wirkfam, wenn die Hauplfürſorgeſtelle ihr zugeſtimmt
hat. Sie hat ihre Zuſtimmung zu erteilen, wenn dem Schwer-
beſchädigten ein anderer angemeſſener Arbeitsplatz geſichert iſt.
Dieſe Vorſchriften gelten auch für die Kündigungen Schwerbeſchä-
digter, die in der Zeit zwiſchen dem 14. Januar 1919 und dem
Jnkrafttreten dieſes Geſetzes ausgeſprochen worden ſind. S 12
Abſ. 2 und 3 gilt entſprechend. Soweit ein Arbeitgeber bei dem
Jnkrafttreten dieſes Geſetzes mehr als ſechs Schwerbeſchädigte auf
hundert insgeſamt vorhandene Arbeitncehmer ohne Unterſchied des
Geſchlechts beſchäftigt, ſind Kündigungen auch ohne die Zuſtim-
mung der Hauptfürſorgeſtelle wirkſam, wenn die folgenden Bedin-
gungen erwünſcht ſind. Die Kündigungen dürfen nur nach Be
nehmen mit der Hauptfürforgceſtelle, nur in allmählicher Folge und
nur in ſolchem Umfange ausgeſprochen werden, daß monatlich
höchſtens einem Viertel derjenigen Zahl von Schwerbeſchädigten
gekündigt wird, um die das Sechs vom Hundert anfänglich über-
ſchritten war. Bei der Berechnung dieſer Zahlen werden mehrere
Betriebe desſelben Arbeitgebers inſoweit zuſammengefaßt, als ſie
z am gleichen Orte befinden und der gleichen Verwaltung unter
tehen.

Schutz der Kriegsteilnehmer gegen Zwangsvollſtreckungen.
Die Verordnung vom 14. Dezember 1918 ſchrieh vor, daß die

Zwangsvollſtreckung gegen einen Schuldner, der Kriegsteilnehmer
iſt oder war, bis zum 1. Juli 1919 nur mit Bewilligung des Voll
ſtreckungsgerichts zuläſſig war. Dieſer Termin wurde durch eine
Verordnung vom 17. Juni 1919 auf den 1. Januar 1920 und durch
eine weitere Verordnung vom 12. Dezember 1919 auf den 1. Juli
1920 ausgedehnt. Nun iſt durch eine Verordnung vom 15. Juni
1920 (Reichs-Geſetzbl. Nr. 136, S. 1212) die Geltungsdauer aber
mals verlängert worden und zwar bis zum 1. Januar 1921. Wird
die Bewilligung der Zwangsvollſtreckunck nach S 2 der Verordnung
vom 17. Juni 1919 (Reichs-Geſetzbl. S. 521) nach Ablauf von ſechs
Monaten ſeit Beendigung der Kriegsteilnehmerſchaft des Schuld
ners oder wird ſie für eine Forderung nachgeſucht, die nach Be
endigung der Kriegsteilnehmerſchaft des Schuldners enſtanden iſt,
ſo iſt ſie nur zu verſagen, wenn ihre Erteilung nach den Umſtän-
den des Falles offenbar unbillig wäre. Das Vollſtreckungsgericht
hat, wenn es die Bewilligung der Zwangsvollſtreckung zu ver
ſagen gedenkt, zur Vorbereitung der endgültigen Abwicklung des
Schuldverhältniſſes einen Termin zu beſtimmen und zu dieſem den
Gläubiger und den Schuldner zu laden. Kommt in dem Termin
eine Einigung nicht zuſtande oder iſt der Gläubiger oder der
Schuldner zur Verhandlung nicht erſchienen, ſo beſtimmt das
Vollſtreckungsgericht durch Beſchluß. bis zu welchem Zeitpunkt der
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Aber es wäre falſch zu glauben daß erſt im Zeitalter der lichſt ſollen ſie alle ihre Studien in Halle begonnen undEiſenbahnen und Dampfſchiffe, des Telegraphen und des Kraft- n 2 bis 3 Jahr
Bis in die

alle heute Renstan!
handwerkern zugute kommen. Berückſichtigt werden ſollen
vor allem: 1. tüchtige Opern-, und Konzertſänger und
»Sängerinnen; 2. auf dem Gebiete der Jnſtrumentalmuſik be-
ſfähigte junge Leute; 3. begabte Maler und Malerinnen auf dem
Gebiete der Oelmalkunſt, der Landſchaft z-, Genre- und Porträt
malerei uſw. 4. talentvolle Bildhauer. Die Bewerber müſſe
Künſtlerlaufbahn zu ihrem Lebensberuf erwählt und ihre wirk-
liche Befähigung für dieſe dargetan haben. Weiter ſollen Unter-
ſtützungen gewährt werden auch an ſolche junge Männer, welche
ſich auf dem Gebiete des Kunſthandwerks durch hervorragende
künſtleriſche Leiſtungen hervorgetan haben.

Vorausſetzung der Gewährung von derartigen Stivendien
iſt, daß die Bewerber in dürftigen Verhältniſſen lebend, wirklich
der Beihilfe benötigen, um ihr Talent nicht durch äußere Not
verkümmern zu laſſen. Weiter aber müſſen ſie a Kinder Halle-
ſcher Bürger ſein, b) das 18. Lebensjahr überſchritten haben,
c) durch mindeſtens ein- oder zweijährigen Beſuch von Konſer-
vatorien, Hochſchulen, Akademien oder ähnlichen Ausbildungs
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inſtituten oder auch durch Unterricht bei Privatlehrern oder Pri-
vatlehrerinnen ihren Studien mit Erfolg obgelegen haben. et

Halleſche
zwecks ihrer Ausbildung beſucht bdaben.

Um dem Vorſtande eine einheitliche gründliche Prüfung der
eingehenden Geſuche zu ermöglichen, iſt von jedem Bewerber zu-
nächſt ein Fragebogen auszufüllen. welcher im Büro für Stif
ſtungsſachen, Kl. Steinſtraße 8, 1 Treppe, Zimmer 22, unentagelt-
lich verabfolgt wird. Bewerbungen werden nur bis zum 29. d.
Mts. entgegengenommen. Später eingehende Geſuche bleiben
unberückſichtigt.

Speicherbrand.
Gegen 2 Uhr nochmittag wurde geſtern die Hauptfeuerwache

und die Feuerwehrwache Süd nach dem Grundſtück der Firma
R. Loeſt am Thüringer Bahnhof gerufen, wo ein Speditions-
ſchuppen der Firma H. S. Roeſer in Brand geraten war. Jn dem
Speicher lagerten leicht brennbare Gegenſtände, ſo daß das Feuer
ſchnell an Ausdehnung gewann. Das Gebäude iſt völlig nieder-
gebrannt. Der Schaden ziemlich bedeutend. Ueber die Ent-
ſtehung des Brandes iſt noch nichts bekannt. Angenommen wird,
daß er durch Funkenflug der dicht vorüberfahrenden Lokopnotiveny
hervorgerufen wurde.

Eiſenbahner! Auf den heute abend 76 Uhr in
„Brunnerts Hofjäger“, Lindenſtraße, ſtattfindenden Vor-
trag über: Die Beſtrebungen der Volksbühne ſei nochmals hingewieſen. Referenten: Stadt-
theater-JIntendant Sachs und Schriftleiter Bock. Wir
empfehlen allen Kollegen aufs dringendſte den Beſuch
dieſer Verſammlung. Die Ortsleitung des D. E. W

Bund der Auslandsdenutſchen. Die Monatsverfamim-
lung der Ortsgruppe Halle a. S. und Bezirk findet
r 19. September, vormittags 10 Uhr
im „Schultheiß“, Poſtſtraße 5, ſtatt. Mitgliedskarten
ſind mitzubringen.

Stadttheater. Heute, Dienstag, abends 724 Uhr, geht das
Trauerſpiel „Die Braut von Meſſina“ von Friedrich Schiller in
Szene. Mittwoch, abends 7 Uhr, wird Richard Wagners „Tann-
häuſer“ wiederholt. Donnerstag gelangt unter der Spielleitung
von Dr. Edgar Groß das Drama Und das Licht ſcheinet in der
Fnuſternis“ von Leo Tolſtoi in der Ueberſetzung von Auguſt Scholz
zur Erſtaufführung. Jn den Hauptrollen ſind beſchäftigt: Char-
lotte von Durand, Hedwig Jonas, Dora Debicke, Jrma Grawi,
Helene Achterberg, Lili Nürnberger, Joſef Krahé, Walter Hen-
neberg, Heinz Rohleder, Richard Erlecke, Willy Schur, Fritz Hen-
ſel, Otto Tiedemann, Eugen Teuſcher, Hans Schäfer, Adalbert

Kriwat, Kurt Schreiber, Hermann Wedding. Theo Schmaus.
Freitag wird das deutſche Märchen „Königskinder“ von Ernſt
Rosmer mit der Muſik von Humperdinck gegeben. Sonnabend
„Hoheit tanzt Walzer“. Sonntag nachmittag Volksvorſtellung
„Femina“, abends „Tannhäuſer“.

Vom Jahrmarkt. Der Ortsüblichkeit entſprechend, nahm der
diesjährige Herbſtmarkt ſeinen Anfang bereits am Sonntog nach
mittag. Anßer zahlreichen Verkaufsſtänden mit Marktgegen-
ſtänden verſchiedener Art, darunter auch Genußmittel, ſind an
Luſtbarkeiten vertreten: 21 Schaubuden, 13 Karuſſells, 6 Schau
keln, 11 Schießbuden, 9 Spielbuden, 1 Kaſperltheater und 1 Nurſch-
bahn. Ferner ſind vorhanden: 1 Schankzelt, ſowie 5 Kaffeezelte.

Der Beſuch des Marktes, der vom beſten Wetter begünftigt
wurde, war bis zum Schluß außergewöhnlich ſtark Zahlreiche
Landbewohner als der Umgegend trugen dazu bei. Trotz der ver
hältnismäßig breiten Marktgaſſen ſtaute ſich ſtellenweiſe der
Verkehr.

Mehrere Diebſtähle, hauptſächlich von Handtaſchen, gelangten
zur Anzeige. Verlorene Gegenſtände wurden mehrfach angemel-
dt. 7 verlaufene Kinder wurden bis zur Abholung durch ihre An-
gehörigen in Schutzhaft genommen. Ein 16 jähriger Dachdecker zog
ſich durch Sturz von einem Fliegerkaruſſell nicht unerhebliche Ver-
letzungen im Geſicht zu. Er wurde hier natverbunden.

Tödlich verunglückt. Sonnabend nachmittag wurde in der
Steinſtraße ein Schulknabe, als er hinter einem haltenden
Straßenbahnwagen hervorkam, von einem aus entgegengeſetzter
Richtung kommenden Perſonenkraftwagen angefahren und ſchwer
verletzt. Auf dem Wege zum Krankenhauſe iſt der Knabe ge-

ſtorben.
Wem gehört der Arbeitswagen? Am 7. September iſt im

Grundſtück Schillerſtraße 15 ein zweirädriger Arbeitshandwagen
gefunden worden. Der Wagen hat hohe Aufſatzbretter, ge-
ſtrichene Räder und ſteht im 9. Volizeirevier, Ludwig Wucherer-
ſtraße. Der Eigentümer wird erſucht, ſich im 9. Polizeirevier zu
melden.

Zur Beſeitiqung eines Schornſteinbrandes wurde die Feuer-
wehr in letzter Nacht nach der Glauchaer Straße gerufen. Nach
kurzer Tätigkeit der Wehr war die Gefahr beſeitigt.

Firmenwechſel. Die bisher von Herrn Charles
Jackſon innegehabten Prinzeß Lichtſpiele, Schmeer-
ſtraße 5, ſind mit heutigem Tage von Herr Alber
Buhlmann käuflich erworben worden.

Schuldner die Leiſtung zu bewirken hat. Die Friſt darf nicht über
den 1. Juli 1921 hinaus erſtreckt werden. Das Vollſtreckungs-
gericht kann anordnen, daß der Schuldner innerhalb dieſer Friſt
die Leiſtung in Teilbeträgen zu bewirken hat. Jn dieſen Fällen

ten Fälligkeitsterminen die Zwangsvollſtreckung ohne weitere Be
willigung des Vollſtreckungsgerichts zuläſſig.« Auf Antrag des

läubigers kann das Vollſtreckungsgericht die durch Vergleich oder
ſchluß gewährte Stundung aufheben oder einſchränken, ſoweit

wegen des Verhaltens des Schuldners oder infolge einer weſent
lichen Aenderung der Verhältniſſe die Fortdauer der Stundung

offenbar unbillig erſcheint. 5
Bankier Ernſt and Anna Hagßengeer e Stiftung
Am 28. Oktober d. J. findet wieder eine Verteilung der Jins

oder wenn eine Einigung nicht zuſtande kam, iſt an den feſtgeſeß

dadurch verſpätet in unſeren

Provinz und Umgegend

Die Rachteile mangelhaiter Frankierung.

Unſere Austräger und Korreſpondenten wollen
davon Kenntnis nehmen, daß wir bei un genügen der oder
ganz unterlaſſener Frankierung ihrer Einſendung nicht nur
den doppelten Portobetrag zahlen müſſen, u. a. für einen heute
aus Mühlberg a. Elbe erhaltenen unfrankierten Brief 80 Pfg.
ſondern daß dieſe Strafporto Briefe und Poſtkar-

ten zunächſt auf dem Poſtamt liegen bleiben und
eſſin g elangen.

Aus Sparſamkeitsrückſichten und im Intereſſe ſchneller Er-
ledigung der Einſendungen erſuchen wir, Poſtkarten mit 30 Pfg.,

wurden. Zweifellos ſind alle dieſe Sachen vur zu dem Zwece ge l ſtatt
etträgniſſe der „Bankier Ernſt und Anna HaabengierStiſtüng“ſatt. Eis lellen Künſtlern und bezw.
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gewöhnliche Briefe mit 40 Pf. und ſolche über 20 Gramm ſchwer
mit 60 Pig. zu franlieren,. Abrechnungsſormulare können im
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offenen mit 10-Pfg.-Marke frankierten Kuvert als Druckſache ge
andt werden, ſofern dieſe keine Mitteilungen, Gruß und dergleichen
nthalten. Zu Geldſendungen für Zeitungs- und Buchhandel
Ibrechnungen genügt die Benutzung einer Zahlkarte.

Verlag der Volkoſtimme, G. m. b. H.

Eine Tagung des Reichsſtädtebnndes.
Vom 19. bis 22. September tagt in Weimar die Mitglieder-

KCerſammlung des Reichsſtädtebundes. Zu dieſer wichtigen Ver
ammlung haben Delegationsrecht: Städte bis 5000 Einwohnern
nit zwei Stimmen, ſolche mit mehr als 5000 bis 10 000 drei Stim-
men, von 10 000 bis 25 000 vier Stimmen und über 25 000 Ein-
wohner fünf Stimmen. Bei Durchſicht der Einladung bekommt
man einen richtigen Begriff von der Eigenart der von bürger-
lichen Städtevertretern beliebten Kongreßveranſtaltungen. Es
wird der Eindruck erweckt, als wenn die Beſchickung der Verſamm-
lung zugleich eine Erholungstour für die Teilnehmer werden ſoll.
Die offiziellen „Gemütlichen Beiſammenſeins“ und vergnügliche
Veranſtaltungen laſſen den Verdacht aufkommen, als wenn eine
ergiebige Ausſprache über die Tätigkeit und die Aufgaben des
Städtebundes weder erwartet noch erwünſcht iſt.

Daneben gibt es dann einen geſchäftlichen Teil, aus dem zu
erwähnen ſind: Referate über die ſtädtiſchen Finanzen, über die
Beſoldungsweform der Kommunalbeamten und über die Ziele des
Keichsſtädtebundes und ſeine Bedeutung für die mittleren und
leinen Städte des Reiches. An den Verhandlungen der beiden

erſten Tage iſt aber nur der Geſamtvorſtand und der Hauptaus
ſchuß beteiligt. Da ſind dann die Vertreter des Bürgertums recht
hübſch „unter ſich“, denn Sozialdemokraten find in dieſen Körper-
ſchaften kaum oder gar nicht vertreten. Die Tagesordnung der
Mitglieder-Verſammlung iſt überlaſtet mit Vorträgen. Es ſoll
viel Zeit für die vorgeſehenen Vergnügungen bleiben. Dieſe Ver-
gnügungsweranſtaltungen als Teile der Tagesordnung fordern
zum Proteſt heraus. Eine Ausſprache ſoll von vornherein unter
bunden werden. Gegen dieſe Tagesordnung muß aufs energiſchſte
Einſpruch erhoben werden. Konferenzen dürfen nur der ernſten
Arbeit gewidmet ſein. wie das bei ſozialdemokratiſchen Tagungen
neſchieht. Am Schluſſe der Geſamtveranſtaltungen erſt kann das
Vergnügen als Erholung für die geleiſtete Kongreßarbeit ein-
ctzen.

Es iſt dringend erforderlich, unſre Genoſſen in den Stadt-
verwaltungen der Tagung des Städtebundes Jntereſſe entgegen
bringen und aufpaſſen, daß bei der Beſchickung aus unſern Reihen
Delegierte beſtimmt werden, damit wir auf dieſem Städtetag un
ſern Einfluß geltend machen können. Bei den Vergnügungen in
Weimar läßt man am beſten die bürgerlichen Veranſtalter nebſt
ihrem Anhang unter ſich. Die Sozialdemokraten haben ernſtere
Arbeit in Weimar zu verrichten. Vor allem iſt es notwendig, daß
die delegierten Genoſſen fich zu einer Fraktion ſammeln und be-
ſimmen, daß die Tage fleißiger und ausgedehnter Arbeit dienen.

Die Beiſttzerwahlen zum Kreisgewerbe- und Kaufmanns-
gericht im Saalkreiſe.

Es wird an dieſer Stelle noch beſonders darauf aufmerkſam
gemacht, daß die Wahlen der Beiſitzer für das Kreisgewerbe- und
Kreiskaufmannsgericht für den Saalkreis am 17. bezw. 24. Oktober
1920 ſtattfinden und weiſen hinſichtlich der Einteilung der Wahl-
dezirke ſowie der Wahlfähigkeit und Wählbarkeit der Arbeit-
zeber und Arbeiter bezw. Kaufleute und Handlungsgehilfen auf
die bezügl. Bekanntfachung des Kreisausſchuſſes vom 1. 9. 1920 hin.

Es iſt nun bei der Nähe des Wahltermins erforderlich, daß
ofort Verſammlungen von Arbeitgebern und Arbeitern bezw.
Kaufleuten und Handlungsgehilfen zuſammentreten und für jede
Kategorie Kandidatenliſten aufſtellen, in denen möglichſt alle
zrößeren Gewerbe uſw. vertreten ſind. Das Gewerbe bezw. Kauf
nannsgericht kann dann um ſo fſegensreicher wirken, wenn alle
vichtigeren, in deſſen Bezirk vorhandenen Gewerbe uſw. darin eine
entſprechende Vertretung finden. Sowohl für die Arbeitgeber,
wie für die Arbeiter bezw. Kaufleute, ſowie Handlungsgehilfen
iſt eine beſondere Kandidatenliſte aufzuſtellen. Für den Druck
der Stimmzettel iſt empfehlen, daß dieſelben den Beſtimmungen
entſprechend jeden Kandidaten nach Vor und Zunamen, Stand
und Wohnung bezeichnen.

Es wird er darauf hingewieſen, daß jeder Wähler ſich im
Wahltermin über ſeine Berechtigung zur Teilnahme an der Wahl
ausweiſen muß. Hierzu genügt für die Arbeitgeber bezw. Kauf-
leute eine Beſcheinigung über die nach S 14 der Gewerbeordnung
erfolgte Anmeldung des Betriebes oder die letzte Quittung über
die Zahlung der Gewerbeſteuer, für Arbeiter und Handlungsgehilfen
eine Beſcheinigung ihres Arbeitgebers oder der Polizeibehörde,
für welche ein beſtimmtes Formular vorgeſchrieben iſt. Die Be-
ſcheinigungsvordrucke werden von den zuſtändigen Amtsvorſtehern
koſtenlos verabfolgt. Es empfiehlt ſich, daß die wahlberechtigten
Arbeiter bezw. Handlungsgehilfen ſich die erforderliche Beſcheini-
gung der Regel nach von ihren Arbeitgebern und nur ausnahms-
weiſe von der Polizeibehörde ausſtellen laſſen, da die Arbeitgeber
im Allgemeinen über die Verhältniſſe ihrer Arbeiter bezw. Hand-
lungsgehilfen unterrichtet ſein werden. Jnsbeſondere läßt ſich
aus den Quittungskarten für die Jnvaliditäts- und Altersverſiche-
rung das Alter und der Geburtsort und damit auch ziemlich ſicher
die Staatsangehörigkeit des betreffenden Wählers feſtſtellen.
Wer die Ausſtellung einer Beſcheinigung durch die Polizeibehörde
wünſcht, muß ſeine Quittungskarte und ſeine ſämtlichen übrigen
Legitimationspapiere bei der Polizeibehörde vorlegen.

Wählerliſten werden nicht aufgeſtellt. Die zur Wahl Er-
ſchienenen werden lediglich in die im Wahllokale geführten Liſten
laufend eingetragen.

Hinter den Namen der vorgeſchlagenen Kandidaten in den
Wahlvorſchlagsliſten iſt das Alter der Betreffenden anzugeben.

Sie wollen nur „ariſche“ Hakenkreuze.
Ueber die Entſtehung und Bedeutung des Hakenkreuzes

(Swaſtika) haben wir in unſerer Unterhaltungsbeilage aus der
Kder des Genoſſen Scheidemann intereſſante Aufklärungen ge-
geben. Genoſſe Scheidemann empfahl die allgemeine Verwendung
dieſes Glückszeichen für Schmuckſachen aller Art, damit dies Ab-
weichen nicht zu einem Monopol alldeutſch-antiſemitiſcher Narren
veorde

Dieſen Gedanken hat ein Genoſſe in Staßfurt aufgegriffen
und durch Jnſerate in der bürgerlichen „Staßfurter Zeitung“ die
Hakenkreuze als in ſeinem Geſchäft käuflich angeboten. Die „Staß-
jurter Zeitung“ hat darauf von einem empörten Hakenkreuzler
olgendes Schreiben erhalten:
M. G. Pohlmann. Staßfurt, den 7. Sept. 1920.

Karlſtr. 3, I. Fernruf 596.
„Staßfurter Zeitung“, Staßfurt.

Die Aufnahme der Anzeige des Juden Joſeph in Jhrer
geſtrigen Ausgabe betreffend „Hakenkreuze“ zeigt mir, daß Sie
nicht das Rückgrat gehabt haben, dieſe offene Verhöhnung der
ariſchen Raſſe zurückzuweiſen.

Jch erſuche Sie daher, die Lieferung Jhres Blattes an mich
ſofort einzuſtellen.

Hochachtungsvoll
M. G. Pohlmann, i. Fa. Friedrich Klinke,

Feilen- und Werkzeugfabrik G. m. b. H.
Die Wirkung, die das einfache Mittel auf einen Judenhetzer

in Staßfurt ausgeübt hat, wird ſich überall einſtellen, wo das
Staßfurter Beiſpiel Nachahmung findet. Das Hakenkreuz iſt bei
allen Völkern ſeit Jahrtauſenden als Glückszeichen beliebt. Es
iſt keine Erfindung der ariſchen Raſſe“. Deshalb ſollten ſich alle

eiſe dieſes Amulett zulegen. Dann find die teutſchen Anti-
ſeniteriche ratlos und müſſen ſich ein neues Verein ab zeichen
ſelber erfinden.

Dazu aber wird's nicht reichen

aeerrrreeee e
Zör Volksſtimmeleſer! Pünktlich am 1d. d. M.beginnen die Poſtboten mit dem Cintemeren der Jan

Zahlt das Zeitungsgeld nicht, ſondern weiſt die Euch vorgelegten
Quittungen mit dem Bemerken zurück. daß Jhr vom 1. Oktober
ab die Zeitung nicht mehr durch die Poſt beziehen wollt Weiſt
auch Eure Ehefrauen und Hausgenoſſen darauf hin, damit nicht
etwa dieſe in Eurer Abweſenheit das Zeitungsgeld an die
boten bezahlen! Die Beſtellung der Volksſtimmer erfolgt, wie
mehrfach angekündigt, vom 1. e ab direkt durch den Orts-
verein, bezw. durch beſonderen Austräger bereits am Abend des
Erſcheinungstages. Das Zeitungsgeld (monatlich 5,00 Mk. wird
ebenfalls durch den Austräger erhoben. g

uDelitzſch. Fleiſchereiarbeitsgemeinſchaft.
einer Fleiſchereiarbeitsgemeinſchaft ſchloſſen ſich am Sonntag die
Fleiſcher-Jnnungen der Städte Delitzſch, Eilenburg und Lands-
berg zuſammen. Gegenſtand des Unternehmens ſoll ſein die Rege-
lung des Ein- und Verkaufs, die Verwertung und Beſchaffung
von Nebenprodukten und Rohſtoffen, Schlichtungen von Streitig-
keiten zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer, Regelung der Ta
riflöhne, des Lehrlingsweſens, Ausbau der Schlachtviehverſicherung
uſw. Bis jetzt haben ſich der Arbeitsgemeinſchaft 60 Fleiſcherei-
inhaber angeſchloſſen.

Delitſch. Fahrradmarder. Jnnerhalb ganz kurzer
Zeit ſind in unſerer Stadt vier Fahrräder geſtohlen. Jn einer der
letzten Nächte wurden aus dem Hauſe Eilenburger Straße 20 ein
Damenrad (Morke Opel), und ein Herrenrad (Original Nova) ge
ſtohlen. Der Beſtohlene hat auf die Wiedererlangung der Räder
eine Belohnung von 800 Mk. ausgeſetzt.

Diebe ſtatteten dem Hauſe Eilenburger Straße 47. in dem
mehrere Polizeibeamte ihre Dienſtwohnung haben, einen Beſuch
ab und ſtahlen drei große Kaninchen, zwei Gänſe und zwei Enten.

Torgau. Diebe an der Arbeit. Jn das neueingerich-
tete Warenhaus S. Ahlfeld wurde Freitag früh vermutlich gegen
4 Uhr ein Schaufenſter eingedrückt. Die Einbrecher nahmen alles
Wertvolle an Hemden und Strümpfen mit, die mit Stoff über-
zogenen Attrappen ließen die Diebe liegen. Morgens 266 Uhr
wurde der Diebſtahl entdeckt. Die Polizei glaubt, den Dieben
auf der Spur zu ſein. Jn derſelben Nacht wurde aus einem
Schrebergarten dem Maurer D. ein Schwein geſtohlen, von dem
Täter fehlt jede Spur.

Torgau. Ein belohnter Kappiſt. Während der
Kapp-Putſch-Tage hielt der Oberkommandierende Oberſtleutnant
Reinicke wegen ſeines Benehmens die Torgauer Einwohner in
ſteter Aufregung. Hatte doch dieſer Herr unter Zeugen frei und
offen erklärt, daß er die Befehle Lüttwitz ausführen werde. Er
hatte ſomit ſeinen geleiſteten Eid gebrochen. Gen. Schröder hatte
deshalb beim Oberpräſidenten Anzeige erſtattet. Jetzt wurde dem
Gen. Schröder vom Oberreichsanwalt, Leipzig, folgendes
Schreiben zugeſtellt: „Auf die Anzeige vom 23. März 1910 teile
ich mit, daß ich das Verfahren gegen Oberſt Reinicke Kom-
mandeur des Reichsw.-Jnf.-Regt. Nr. 32, auf Grund des Geſetzes
über die Gewährung von Straffreiheit vom 4. Auguſt 1920 ein
geſtellt habe.“ Aus dieſem Schreiben iſt zu erſehen, daß dieſer
Herr inzwiſchen Oberſt geworden iſt, alſo noch für ſeinen Treueid-
bruch belohnt worden iſt. Wären die U. S. P. mit uns in die
Regierung eingetreten, ſo wären ſolche Geſetze wohl nicht zuſtande
gekommen; da zetert man immer gerade in dieſen Kreiſen, daß
vieles nicht beſſer iſt, als gewünſcht wird. Herr Reinicke kann ſich
nun. wie ſo viele andere ſeiner Geſinnungsgenoſſen bei der
U. S. P. bedanken, denn dieſe half ihm ja mit allen Kräften aus
ſeiner Patſche.

Raumburg a. S. Achtung! Betriebsräte und
Betriebsobleute Naumburgs! Die Vorſitzenden aller
freien Gewerkſchaften werden hierdurch erſucht, auf ſchnellſtem
Wege die in ihren Fachverbänden gewählten Betriebsräte und
Oblente Karl Teller, Artillerieſtr. 17, ſchriftlich zu melden. Bei
der Meldung iſt anzugeben, wo das betr. Betriebsratsmitglied
tätig iſt, welchen Beruf er ausübt und Straße und Hausnummer
desſelben.

Naumburg. Lehrerverein. Jn der letzten Sitzung
herrſchte größte Erbitterung darüber, daß die Volksſchullehrer-
ſchaft die einzige Beamtengruppe iſt, die das ihr nach dem Not-
geſetz zuſtehende Gehalt noch nicht in voller Höhe ausgezahlt er-
halten hat. Ein Antrag des Vereins, den e Gehalts-
teil den Lehrern einſtweilen aus der Stadtkaſſe zu zahlen, bis
die Rückerſtattung durch die Landesſchulkaſſe erfolgt, iſt vom Ma-
giſtrat abgelehnt worden. Der Grund der Verzögerung liegt im
Finanz miniſterium. Warum nun dies der Lehrerſchaft
allein? Jn vielen Lehrerfamilien herrſcht bittere Not, die nach
außen hin ſchämig verſchwiegen wird. Eine Schülerzahl von 60
Kindern in einer Klaſſe (laut Geſetz-Entwurf) wurde als bil-
dungs- und kulturfeindlich bezeichnet. Dann hielt Herr Gülland
einen Vortrag über die Ferienkurſe an der Univerſität Jena. Er
zeigte an den ſtändig ſteigenden Beſuchsziffern, daß in einem
großen Teil der Volksſchullehrerſchaft der Drang nach wiſſen
ſchaftlicher Weiterbildung lebhaft rege iſt.

Naumburg a. S. Unabhängige gegen Unab-
hängige in der Betriebsrätefrage. Die Zuſammen
faſſung der Betriebsräte hat hier einen Kampf ausgelöſt, der nun
ſchon einige Wochen die Arbeiter und Angeſtellten beſchäftigt. Jn
der erſten Verſammlung der Betriebsräte referierte Gen. Wink-
ler und empfahl den Zuſammenſchluß nach den Richtlinien des
A. D. G. B. und der Afa und zwar nach vier Jnduſtriegruppen.
die er als ausreichend für die Naumbrger Verhältniſſe bezeichnete.
Als Gegenaktion fand dann eine große öffentliche Verſammlung
in der „Reichskrone“ ſtatt. die von der U. S. P., K. P. D. und
K. A. P. D. gemeiniam einberufen war. Die Betriebsräte ſollten
nach dem dort gehaltenen Referat nach dem Syſtem W. R. O. zu
ſammengefaßt werden und gleichzeitig müßten politiſche Arbeiter
räte gewählt werden, die den Betriebsräten die Direktiven zu
geben hätten. Unſeres Wiſſens nach wurde von den in dieſer Ver-
ſammlung anweſenden Vertretern der U. S. P. gegen dieſen Vor
ſchlag kein Widerſpruch erhoben, trotzdem noch vor einigen Tagen
die „Frejheit“ in einem Bericht über die Landeskonferenz der
U. S. P. Würtembergs ſchreibt Die Landeskonferenz der U. S. P.
hat ſich nach einem R ferat Koenen (Berlin) gegen die ſo-
fortige Wahl politiſcher Arbeiterräte ausgeſprochen. Die Er-
klärung betont, daß die politiſchen A.-Räte neben den Vollver-
ſammlungen der Betriebsräte kein Betätigungsfeld hätten.
Politiſche Arbeiterräte ohng Revolution feien unmöglich, denn ſie
ſeien die hiſtoriſche Form der Diktatur des Proletariats. Da-
zu bemerkt die „Freiheit“ doß dieſer Standpunkt ſich mit dem der
GHeſamtpartei deckt.“ Man muß alſo folgern, daß die hieſige
U. S. P. Leitung entweder ſchlecht orientiert war oder ſich bereits
nicht mehr als Ortsgruppe der U. S. P. betrachtet.

Hohenmölſen. Schwerer Raubüberfall. Der ſchon
von ſeiner Wohnung fortgegangen, um zu Fuß nach Weißenfels
zu gehen und von da nach den Leunawerken zu fahren. Jn der
ähe des Friedhofes von Webau wurde er plötzlich von zwei

Männern tätlich angegriffen und durch Stiche in den Kopf und
den Rücken derart ſchwer verletzt, daß er beſinnungslos liegen
blieb. Die Mordbuhen haben es jedenfalls auf das Geld des
alten Mannes abgeſehen gehabt, denn dieſem fehlte ein Geldbetrag
von über 3000 Mk. Eine Manſchette mit dem Namen Kupfer ſoll
qm Tatorte gefunden worden ſein. Der Schwerverletzte iſt in das

Knappſchaftskrankenhaus in Hohenmölſen aufgenommen worden.
Er ſchwebt in Lebensgefahr.

Eisleben. Ein Platzkonzert ohne Kapell e! Am
letzten Sonntag ſtreikte die hieſige Bergkapelle, trotzdem ihr Diri
gent die Programme für das Platzkonzert vorher in den Zeitu
veröffentlicht hatte. Urſache des Streiks iſt der Umſtand, daß die
Kapelle nicht in der ſt ä d t. Muſikkommiſſion vertre! en iſt und da

2 allelegenheit wird weitere
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bejahrte Ernſt Beer aus Wählitz war geſtern früh gegen 3 Ußr

Aufträge die r nicht ausführt. Die Ange
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Luſtbarkeitsſteuer ſeitens der ter, Kinos, Much eineSie wurden dem überwieſen. Der Ausſchuß zur V öhe der
bereitung der l für den 2. Bür iſter Dr. Waltsgot verkommt zunächſt nicht Stand die a elegenheit wird in die u chtunge
ſchloſſene Siung verlegt. Zur Veranſtaltung von Volkskonzerieft g
wird die Muſtkkommiſſion neu gewählt. Sie fetzt ſich zuſammegSteuerge
aus drei Magiſtratsmitgliedern: Stadträte Weitjel und Hupfelſſals die
Bürgermeiſter Waltsgott, drei Stadtverordneten Herling, und Pfer
Renſch, Strauß. Sechs Vertreter des Bürgertums: Juſtizrat Heſ Staat ve
32 Landgerichtsdirektor Opitz, Frl. Klooß, Ber Die

sdirektor Keyſſer, Lehrer Joritz. Als techniſcher Berater Kghen. Me
pellmeiſter Neißer. Zum Magiſtratsantrag Erhöhung der rung die
bühren für Benutzung des Friedhofes wird beſchloſſen, die Vor durchaus
lege zur näheren Prüfung und beſſeren Begründung an den Mag göhrers
ſtrat zurückzuverweiſen. Die von der deutſchen Kiosk-Geſellſcha In e
angebotene Aufſtellung von Regenſchutzhallen wird abgelehn mehr
Eine Umzäunung einzelner Abteile von zu errichtenden bezw. ſche ne
beſtehenden Famil in der Leuſchnerſtraße und e zug inScherbelberge wird der hohen Koſten wegen ebenfalls zur Prigien der
fung zurückverwieſen. Von Erklärungen der Feuerwehr und de ſind, aus
Männerturnvereins in der Angelegenheit gegenſeitiger Mitglied geſagt:ſchaft wird Kenntnis men. Am Sportplatz an de bald in
Landwehr ſoll für nächſtes Jahr ein Freivbeſſdaraufh
größeren Stils eingerichtet werden! Die Anrcgur weil ſie
ging vom Arbeiter-Schwimmverein aus. Zu der Angelegenhe obern
der noch u dem Um ge aufzubringenden Steuern, um der hat der
Fehlbetrag in der Provinzialkaſſe zu decken, wird beſchloſſen, de den Gen
Magiſtratsantrage zuzuſtimmen. Die große Hoffnung bildet en mdieſem Falle das Reich. (17 Eine Entſchließung gegen d füg t
beabſichtigte Vergewaltigung der Volksſchule (Klaſſen mit q ausfreſſe
Schülern) fand einſtimmige Annahme. Jn der geſchloſſenen Sitzur War
wird nach längerer Ausſprache die Wahl des 2. Bürgermeiſters J aufgehen
die nächſte Sitzung verlegt. Auf einen Dringlichkeitsantrag unſere denen, d
Genoſſen Strauß hin wird die Frage des Eingehens der Brauerei ſagen, vi
und des Verkaufs des Kontingents aufgeworfen. Da Genoſſ dem Un
Strauß dabei dem als Stadtverordneter mit anweſenden eheme ſineinge
ligen Brauereidirektor Debler Vorwürfe macht, legt Debler ſei abzug iſt

Mandat nieder. ſt aberErfurt. Tumulte kommuniſtiſcher Eiſerfproletarbahner. Wegen der Vernichtung großer Mengen Jnfanteri taatsbit
munition aus dem von Erfurter Eiſenbahnern angehaltenen Po ur poli
loniazug iſt auf Erſuchen der franzöſiſchen Regierung eine Unter Geſe
ſuchung durch die Staatsanwaltſchaft eingeleitet worden. Da er
konnte feſtgeſtellt werden, daß der Güterbodenarbeiter Kühn zu
Zerſtörung der Munition aufgefordert und die Eiſenbahner ang
führt hat. Seine Verhaftung löſte Erregung bei den komm
niſtiſchen Eiſenbahnern aus. Nach Anſprachen kommuniſtiſche
Führer zog die Menge vor die Staatsanwaltſchaft und zum Unter Vielfuchungegefängnis, um den Verhfteten zu befreien. Die Sicher ſteller o
heitspolizei konnte die Demonſtranten ohne Blutvergießen auf Polkes
löſen. Die Aufforderung der Kommuniſten, wegen der Angelegen vo
heit in den Generalſtreik zu treten, wurde in der Konferenz de etwa
Betriebsräte mit großer Mehrheit abgelehnt. Jn einem Auf vorter,
ruf an die Arbeiterſchaft Erfurts wandte ſich der Aktionsausſchr Wiedero
der Betriebsräte gegen das unverantwortliche Treiben eines ſo Co.,
nannten politiſchen Arbeiterrates. ſem un
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Erſter Internationaler ſozialiſtiſcher Sportkongreß
in Luzern.

Am letzten Sonntag trat in Luzern der 1. Kongreß der ſozia
liſtiſchen Sportinternationale zuſammen. Noch iſt die Zahl der
Arbeiterſportler in den meiſten Ländern ziemlich gering. Nur die
Mittelmächte haben bisher größere Organiſationserfolge außzu
weiſen. So hat Deutſchland 600 000, Tſchechoſlowakei 200 009
während Frankreich einſchließlich 6000 Elſaß Lothringern nur
12 600, Finnland 17 000, Schweiz 11 000., Belgien 3000 und das
ſportfreudige England gar nur 2000 organiſierte Arbeiterſportlet
hat. Der vürgerliche Sport mit ſeinen nationaliſtiſchen Tendenze,
und der Züchtung von „Sportkanonen“ hat alſo überall noch da
Heft in Händen, ein Zeichen, daß das Klaſſenbewußtſein der Art
beiter und der Ausſpruch unſeres Vorkämpfers Karl Man
Proletarier aller Länder, vereinigt euch! den meiſten Proletarier
auf ſportlichem Gebiet noch ein Buch mit ſieben Siegeln“ iſt
Dieſes Klaſſenbewußtſein zu ſtärken, ſoll eine der weſentlichſte
Aufgaben des Kongreſſes ſein. Als Tagesordnung iſt vorgeſehen

1. Unſere Rekonſtruktion auf dem Gebiete der Körperkultur.
2. Unſere Ausbreitung in der Welt.
3. Die Wiedergewinnung unſerer noch in den bürgerlicht

Verbänden befindlichen Klaſſengenoſſen.
Die geiſtige und wirtſchaftliche Organiſierung unſerer Ve
wegung.

5. Die Organiſierung von ſportlichen Veranſtaltungen r
Wettkämpfen.

Die vornehmſte Aufgabe dürfte daher die Gründung des inter
nationalen ſozialiſtiſchen Sportbundes, die Schaffung des Pro
ramms, der Satzungen und die Errichtung und Beſetzung de
ekretariats ſein. Es wird erſtmalig ein recht kleines Parlament

werden, das die Geſchichte des internationalen Arbeiterſports ein
leitet, aber die Teuerung in allen Ländern geſtattet keine größere
Aufmachung und der Zweck erfordert ſie auch zurzeit noch nicht.

Jhr Erſcheinen haben angemeldet Delegierte aus England
Frankreich, Jtalien, Belgien, Deutſchland, Finnland, Tſcheche.
ſlowakei und Schweiz. it Rußland ſcheint zurzeit noch kein
Verbindung zu beſtehen; es iſt auch nicht bekannt, ob Rußland die
ſportliche Bewegung unter dem Sowjetregime zur Entwidlun:
gekommen iſt. Hierüber wird erſt der Kongreß Klarheit bringen
Von Deutſchland werden delegiert: Sekretär Wildung, Gelle
(Turner), Niemann (Radfahrer), Schreck (Naturfreunde).

Die deutſche Zentrale (Zentralkommiſſion für Sport un
Körperpflege) unterbreitet dem Kongreß eine Denkſchrift, die 3
Kürze klar und präzis ein Programm für den neuen Jnternali
nalen Sportbund enthält. Die e ſtellt ſich auf den Stan
punkt, daß die Geſundung des Proletariats nicht von der la
liſtiſchen, ſondern nur von einer ſozialiſtiſchen Geſellſchaft b
kommen erreicht werden kann. Von den Regierungen wird i
Anerkennung und Förderung des Arbeiterſports verlangt.Durchführung einer Maximalarbeitszeit uſw. Die ſozialiſtiſde
Vorteien und Gewerkſchaften werden zur Unterſtützung bei dieſer
Beſtreben und zur Stellungnahme gegen die bürgerlichen Se
verbände aufgefordert, die von jeher in allen Ländern die ſtärt

4.

en Stü Chauvinismus und Naturalismus waren.ſten Der Pner wird, ſeinem Programm entſprechend, ein g

Teil zur Ausſöhnung der Völker beitragen können. Ueber d
Verhandlungen werden wir noch berichten.

Sämtliche hier angezeigte Bücher und Schriften können, wie überhaupt jede
andere Buch, durch die Buchhandlung der Volksſtimme Gr. Ulrichſtraße 27

bezogen
freie Beamte nennt ſich eine wöchentlich erſcheinende
daſchrift de jaldemokratiſchen Partei die von Male cer im rag des vor nSrit ſei allen Beamten beſte
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